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Die Deutſchnationale Volkspartei
und der Militärputſch

Die Korreſpondeng der Deutſchnationalen Volkspartei
eibt:o „Die Deutſchnationale Volkspartei hat, wie ſtets betont,

zeränderungen der gegenwärtigen Zuſtände
zur auf verfaſſungsmäßigem Wege erſtrebt. Jhre

ze Haltung in den Parlamenten und im Lande hat das be
ztigt. Und bei der allgemeinen Stimmung im Volke war ſie

i auf dem beſten Wege zum Erfolg. Jhre Ausſichten ver
peſſerten ſich fortgeſetzt, vor allem auch wegen der Haltung der

ierung. Dieſe widerſetzte ſich den berechtigten deutſch
hationalen Beſtrebungen und ging in dieſem Widerſtande bis
zur Grenze des Verfaſſungsbruchs, indem ſie die Wahlen zum

eichsstag immer weiter verſchleppte und durch Zuſammenlen der Nationalverſammlung einen rechtswidrigen
Zuſtand ſchuf, indem ſie ferner, im direkten Widerſpruch zur

rfaſſung, den Reichspräſidenten durch die Zufallsmehrheit des
parlaments ſtatt durch das geſamte Volk wählen laſſen wollte.
Der Unwille breiteſter Schichten hierüber wurde noch dadurch
rerſtärkt, daß trotz des vernichtenden Verlaufs des ESrz-
berger-Prozeſſes die Regierung und ihre Parteien nicht
den Entſchluß faßten, von dem vor der ganzen Welt gekenn-
zeichneten Reichsfinanzminiſter abzurücken.
Die Folge dieſer Haltung der Regierung und der Mehr

heitsparteien war der Kapp-Lüttwitzſche Militär
putſch. Die Deutſchnationale Volkspartei war an ihm nicht
beteiligt und nicht intereſſiert. Jm Gegenteil, dieſer Putſch
hat ſie gerade auf dem Wege zu verfafſſungsmäßigen Erfolgen
geſtört. Der Putſch war das Werk nur einzelner Männer, ſo
betont die Regierungserklärung vom 12. Märg ausdrücklich:
„Es kann feſtgeſtellt werden, daß die in Oppo
fition gegen die Regierung ſtehenden Rechts
parteien der Nationalverſammlung ſowie der
zreußiſchen Landesverſammlung dieſer Sache
fernſte hen.“ Und ein Schiffer-Hirſchſcher Aufruf vom

März beſtätigt das, indem er feſtſtellt, es handle ſich um das
Vorgehen einzelner Führer und Politiker.“ Es wäre ja auch

eine große Torheit der Deutſchnationalen geweſen, hätten ſie
ein Unternehmen veranlaßt oder gebilligt, das ihnen ſelbſt den
Veg zu ihren verfaſſungsmäßig erreichbaren Zielen erſchwerte.

Die Schuld an dem Putſch trägt ohne Zweifel die Politik
der Regierung und der Mehrheitsparteien, die auf eine
Entrechtung des Volkes hinauslief. Die Regierung aber hat
ferner weitere ſchwere Schuld auf ſich geladen, indem fie nach
ihrer Flucht aus Berlin nach Dresden und dann nach Stuttgart,
die Aufforderung zum Generalſtreik ergehen ließ, obwohl ſie
ſelbſt oft jede Streikbewegung in gegenwärtiger Zeit als ein
Lerbrechen am deutſchen Volk und Vaterland erklärt hat. Denn
trotz aller Stuttgarter Ableugnungsverſuche iſt die Anregung
zum Generalſtreik auf die Kreiſe der Regie-
rung zurückzuführen, und die Mehrheitsparteien, be-
ſonders die Demokraten, haben in das gleiche Horn geſtoßen.
Und es iſt nicht zu beſtreiten, daß die Folgen des entfeſſelten

Naſſenſtreiks viel verderblicher ſind als die des
Nilitärputſches. Trotzdem die Regierung das nicht verkennen
jann, hat ſie nicht die nötigen Mittel angewendet, um zum
ſchnellen Abbruch des Ausſtandes zu gelangen. Kapp und
b. Lüttwitz ſind zurückgetreten, ſobald die von ihnen aufgeſtellten
Forderungen zur Wahrung der Verfaſſung zugeſagt waren. Der
Reichspräſident jedoch iſt nicht alsbald wieder auf ſeinem Poſten
in Berlin erſchienen, vielmehr iſt durch Maßnahmen von Stutt-
gart aus die Verwirrung inzwiſchen vermehrt worden. Anſtatt
nunmehr, nachdem der Anlaß zum Generalſtreik weggefallen
bar, abzublaſen, hat die Regierung es geduldet, daß der Aus
ſtand weiter als Gewaltmittel benutzt wird, um rein politiſche
Forderungen der Linksradikalen zu erpreſſen, deren Zu
geſtändnis eine Beugung der Verfaſſung darſtellt. Und auch
wotz dieſer ſchwächlichen Nachgiebigkeit der Regierung wird der
beneralſtreik fortgeſetzt und damit unabſehbarer Schade an
unſerem Wirtſchaftsleben angerichtet.

Wenn ſonach die Deutſchnationale Volkspartei jede Mit-
ſchuld an dem Militärputſch mit Recht ablehnen
lann, ſo darf ſie doch vor dem deutſchen Volke feſtſtellen, daß für
die heutige ſo unheilvoll verworrene Lage weniger das Vor
gehen der Kapp und v. Lüttwitz die Verantwortung trägt als
bielmehr diejenigen, die es mit ihrem Gewiſſen vereinbaren
vnnten, die ohnehin unruhvollen Maſſen zum General
kreik aufzureigzen, die, um ſich in der Macht zu er
balten, unſer Volk auf dieſen für ganz Deutſchland ſo verhäng
mevollen Weg zu treiben wagten.“

Die Fraktion der Deutſchnationalen hat in der National
verſammlung folgenden Antrag eingebracht:

Die Nakionalverſammlung wolle beſchließen:
1. Die verfaſſunggebende deutſche Nationalverſammlung

mißbilligt die Erklärungen der Regierung.
Die Nationalverſammlung verurteilt den gewaltſamen
Verſuch vom 13. März d. J., die Regierung zu ſtürzen
und die Nationalverſammlung aufzulöſen.

Sie mißbilligt aber gleichzeitig das Verhalten der
bisherigen Neger als die tigfare Unſache der Er
eigniſſe vom 18. März.
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3. Die Nationalverſammlung verurteilt den Generalſtreik
als politiſches Kampfmittel.

4. Die Nationalverſammlung fordert alle Teile des Volkes
zu entſchloſſenem und einmütigem Widerſtand gegen
den hochverräteriſchen, kommuniſtiſchen Aufruhr auf.

Abg. Traub hat am 13. März ſeinen Austritt aus der
Deutſchnationalen Volkspartei erklärt.

Die Wahl des KReichspräſidenten
Berlin, 30. März.

Nach dem heute zur Beratung kommenden Geſetzentwurf iſt
die Wahl des Reichspräſidenten unmittekbar und
geheim. Wahlberechtigt iſt jeder Reichstagswähler innerhalb des
Reichsgebiets. Gewählt iſt, wer mehr als die Hälfte aller giltigen
Stimmen erhalten oder mangels einer ſolchen Mehrheit der
jenige, der im zweiten Wahlgange die meiſten giltigen Stimmen
erhalten hat. Bei Stimmengleichheit entſcheidet der
Reichswahlleiter durch das Los.

„Friedenszuſtand“ zwiſchen Deutſchland
und Kmerika

Waſhington, 30. März.
Zwiſchen den Republikanern und den Demokraten iſt ein

Abkommen erzielt worden, wonach der Antrag Knox in der
Weiſe geändert wird, daß nur die einfache Herſtellung
des Friedenszuſtandes mit Deutſchland erklärt
werden ſoll. Man glaubt, daß der Antrag in dieſer Form
vom Senat angenommen wird. Die Abſtimmung wird vor
dem 17. April erfolgen.

Die Kriſe in Dänemark
Kopenhagen, 30. März.

Jnfolge des für Dänemark ungünſtigen Abſtimmungs-
ergebniſſes in der zweiten Zone Schleswig-Holſteins haben die
däniſchen Konſervativen den König veranlaßt, das Miniſterium
zu verabſchieden. Hiergegen haben die ſozialdemokratiſchen
Parteien dadurch proteſtiert, daß ſie dem König ein Ultimatum
geſtellt haben, in dem ſie forden, daß die Verfaſſung des Landes
reſpektiert, daß das vom König verabſchiedete Miniſterium
wieder eingeſetzt und der Reichstag einberufen wird, um das
Wahlgefetz fertig zu behandeln. Falls dieſe Forderungen nicht
bis Dienstag 916 Uhr erfüllt werden, ſoll über einen ſofortigen
Eintritt in den Generalſtreik beraten werden.

Der König hat das Ultimatum abgelehnt. Die
ſozialdemokratiſche Partei hat daraufhin den Generalſtreik
für morgen früh proklamiert. Sie beabſichtigt, ein eigenes
Kabinett zu bilden und den König und das Kabinett,
das in ſeinem Auftrage gebildet wird, zum Rücktritt auf
zu fordern.

Der Terror im Vogtland
Plauen,30. März.

Jm „Falkenſteiner Anzeiger“, der unter der Vorzenſur
des Aktionsausſchuſſes in Falkenſtein erſcheint, befindet ſich
folgender Aufruf an die beſitzenden Klaſſen: Nachdem uns be
kannt geworden iſt, daß von verſchiedenen Seiten darauf
hingewirkt wird, reaktionäre Truppen (Reichswehr) nach dem
Vogtlande zu ziehen, um die Herrſchaft der Arbeiterklaſſe zu
brechen, und den Aktionsausſchuß aufzulöſen, geben wir fol
gendes bekannt: Proklamation des Generalſtreiks, Stillegung
aller Betriebe, auch der lebenswichtigen. Sollte dieſe erſte
Mahnung nicht genügen, um den Einmarſch der Truppen zu
verhindern, ſo würden wir auch nicht davor zurückſchrecken, die
Maſchinen in den Betrieben zu zerſtören, und als
äußerſtes und letztes Mittel würden wir gezwungen ſein, die
Villen, überhaupt alle Häuſer der beſitzenden Klaſſen ſowie

Staatsgebäude uſw. in
Brand zu ſetzen oder ſie in die Luft zu ſprengen.
Was dadurch heraufbeſchworen würde, können ſich die be-
treffenden Klaſſen ſelbſt ausmalen. Wir warnen daher
jedermann, reaktionäre Verſuche zu unterſtützen, und machen
wir für die daraus entſtehenden Konſequenzen die in Frage
kommenden Kreiſe verantwortlich. Solange die alte Re
gierung und die Reichswehrtruppen nichts gegen die Herr-
ſchaft der Arbeiter unternehmen, werden wir ſelbſt mit allen
Kräften für Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung ſorgen.
Achtungl Als Maßnahme gegen den eventuellen Einmarſch
der Truppen hat ſich ein Brandkomitee gebildet, das

beim Herannahen der Truppen ſofort in Tätigkeit tritt.
Achtungl Wenn gegen einen Vertreter der Arbeiter oder
egen einen Arbeiter überhaupt ſowie gegen den Genoſſen866 ein Anſchlag oder ein Attentat verübt wird, dann tritt

das Rachekomitee in Tätigheit und wird unter der be
ſitzenden Klaſſe aufräumen. Der Rote Vollzugsrat.

DervVerfafſungsbruch der Regierung Ebert
Wer die Aufrufe der eiligſt aus Berlin geflohenen

Regierung Ebert lieſt, könnte den Eindruck bekommen, daß
es für dieſe Volksmänner nie einen 9. November gegeben
habe, oder daß wenigſtens die Erinnerung an jenen Tag
aus ihrem Gedächtnis ausgelöſcht ſei. Sie ſprechen mit
einem ſo ſtarken Tone ſittlicher Entrüſtung und Selbſt-
gerechtigkeit von einem „Putſchverſuch gewiſſenloſer Aben
teurer“, von einem „Akt der Tollheit“, von der Verwerflich-
keit der Gewalttat und des Eidbruches und von dem kate-
goriſchen Jmperativ der nationalen Pflichterfüllung, als
ſeien ſie ſämtlich wie einſt König Saul aus dem Heilshorn
göttlicher Berufung zum Regenten geſalbt worden und
nicht durch feigen Verrat und Eidbruch, durch Gewalt-
tätigkeit und Bürgerblut zur Regierung gelangt. Es
ziemt ſich nicht für den, über anderer Sündhaftigkeit zu
ſchelten, der ſelbſt die größte Sünde auf ſein Gewiſſen ge
laden hat. Die Revolution am 9. November brach aus,
als Deutſchland ſich noch im Ktiege befand, als die feind-
lichen Heere noch unerbittlich gegen die deutſche Weſtfront
anſtürmten. Dieſe wurde von ihr zermürbt und zerbrochen
in dem Augenblick, in welchem Deutſchland ſich in Ver
handlungen mit einem unverſöhnlichen Gegner be-
fand. Sie ſtellt ſich dar als das fluchwürdigſte Verbrechen
in der deutſchen Geſchichte, das Deutſchland in den Ab-
grund warf, und wodurch es dann im egoiſtiſchen Partei
intereſſe ausgepreßt wurde bis zum Weißbluten. Das
Hohngelächter der ganzen Hölle muß er-
ſchallen, wenn dieſe Männer jetzt Gewalt-
tat und Ungeſetzlichkeit verdammen und
die ſittliche Weltordnung des Rechtes
preiſen.

Das unglückliche Verhältnis zu Verfaſſung und Recht,
in dem die Herren der Regierung Ebert-Noske ſeit dem
Beginn ihrer politiſchen Tätigkeit geſtanden haben, war
aber nicht mit dem 9. November beendet, ſondern dauerte

bis in die letzten Stunden ihrer Berliner Herrlichkeit an.
Die Nationalverſammlung, die vom deutſchen
Volke nur den Auftrag bekommen hatte, eine Verfaſſung
zu ſchaffen und den Frieden abzuſchließen, daneben noch
die zur Aufrechterhaltung des ſtaatlichen und wirtſchaft
lichen Lebens unbedingt notwendigen Verordnungen zu
erlaſſen, wurde von der Regierung Ebert-Bauer-Noske dazu
mißbraucht, Geſetze zu erlaſſen, die durchaus nicht drängten
und auf jeden Fall dem neuen Reichstag vorbehalten
bleiben mußten. Daß Geſetze über eine Schul und Juſtiz-
reform und beſonders Steuergeſetze, die erſt 1923 in Kraft
treten ſollen, nicht zu den Verordnungen gehören können,
die zur Aufrechterhaltung des gegenwärtigen öffentlichen
Lebens notwendig ſind, wird kein Menſch mit geſunden
Sinnen bezweifeln wollen. Die Regierung aber wollte ſie
und viele andere, im Augenblick ebenſo überflüſſige Geſetze
trotzdem noch unter Dach und Fach bringen, um die
„Errungenſchaften der Revolution“ ſicherzuſtellen, wohl-
gemerkt: nicht im Jntereſſe des Volkes, ſondern im eigenen
Parteiintereſſe. Denn weil der Regierung bekannt war,
daß der Volkswille ſich ſeit der Revolution gründlich ge
ändert hatte, daß die Mehrheit des Volkes ſolche Geſetz
macherei nicht wünſchte und in dem neuen Reichstag andere
Geſetze gemacht haben wollte, dar um wurden im nackten
Parteiintereſſe noch eine Unzahl von Geſetzen zu verab-
ſchieden geſucht. Das war ein offenbarer Mißbrauch der
Nationalverſammlung, die einen Auftrag für derartige Ge-
ſetze niemals vom Volke erhalten hatte. das war ein wil l
kürlicher Bruch der eben erſt beſchloſſenen Verfaſſung.
Die Regierung hatte in ganz unzähligen Kundgebungen
offiziell und inoffiziell verſichert, daß ſie auf ſtreng demo
kratiſcher Grundlage regiere und immer regieren werde,
und ſie hatte das Weſen der Demokratie dahin definiert,
daß ein demokratiſches Regiment ſtets den Willen der
Mehrheit des Volkes zu vollziehen habe. Der Mehr-
heitswille des Volkes verlangte nun Neuwahlen zum
Reichstage, nachdem die Nationalverſammlung den er-
haltenen Auftrag ausgeführt hatte, die Regierung aber
tat alles, um dieſen Mehrheitswillen zu mißachten und zu
vergewaltigen. Sie, die bei jeder paſſenden und unvpaſſen-
den Gelegenheit das Wort „Demokratie“ im Munde
führte, handelte in der Praxis ſo undemokratiſch
wie nur möglich. Auch das hat nicht zum wenigſten dazu
beigetragen, ihr das Vertrauen und die Achtung weiter
Volkskreiſe, die ſie anfangs beſaß, zu entziehen. Man
konnte ſich nicht mehr auf ſie verlaſſen, da ſie anders han-
delte, als ſie ſprach.

Einen weiteren Verfaſſungsbruch zu begehen,
war die Regierung gerade im Begriff, als ſie wider Willen
beſchließen mußte, ihren Aufenthaltsort nach Dresden zu
verlegen. Sie wollte die Verfaſſung dahin abändern laſſen,
daß der Reichspräſident nicht durch direkte Wahl
vom Volke, ſondern auf indirekte Weiſe von der National-
verſammlung, bzw. vom Reichstage, beſtimmt würde. Jhr
war es unangenehm, daß von den nationalen Parteien der
Generalfeldmarſchall von Hindenburg als Kandidat
für den Reichspräſidenten aufgeſtellt worden war, der in
allen Volkskreiſen ſo große Verehrung genießt, daß ſeine
Wahl als geſichert erſcheinen konnte. Eine ſo überragende
Verſönlichkeit aber wünſchte das Geſchlecht der Regierungs



zwerge nichk an die Spitze des Reiches, und darum ſollte
die Verfaſſung ſo n werden, daß eine ſolche Wahl
unmöglich wäre. Die aus Berlin verſchwundenen Volks
männer kalkulierten, daß ſich im Reichstage und erſt recht
in der ter eine Zweidrittelmiehrheit für
einen Hindenburg auf keinen Fall finden würde. Aus
der Abſicht dieſer „Volks“ regierung ſpricht nicht nur die
natürliche Abneigung des beſchränkten Schwächlings gegen
den großen Mann, ſondern auch die egoiſtiſche Beſorgnis,
daß das Parteiintereſſe durch einen ſelbſtlos dem
Vaterlande dienenden Reichspräſidenten leiden könnte.
Wirkt allein das ſchon abſtoßend, ſo muß die aus ſolcher
Geſinnung entſpringende Handlung geradezu ver
wüſtend auf das Rechtsempfinden des geſamten Volkes
einwirken. Die Nationalverſammlung hat den Auftrag
erhalten, eine Verfaſſung zu ſchaffen, ſie hat aber
nicht den Auftrag erhalten, die Verfaſſung, nachdem dieſe
beſchloſſen und in Kraft getreten iſt, zu ändern. Die
Verfaſſung ſagt ausdrücklich, daß eine Aenderung an ihr
nur von dem auf ihrer Grundlage neugewählten Reich s-
tage vorgenommen werden könne. Entgegen dieſer
klaren Beſtimmung aber hatte die Regierung verſucht, die
Verfaſſungsänderung bezüglich der Wahl des Reichspräſi-
denten ſchon von der Nationalverſammlung be-
ſchließen zu laſſen. Das würde ein ganz eklatanter Ver
faſſungsbruch geweſen ſein, verübt zu dem aus
ſchließlichen Zweck, dem Parteiintereſſe Vorteile zu
verſchaffen. Die Mehrheitsparteien der Nationalverſamm-
lung und deren ſich „Regierung“ nennender Ausſchuß auf
den Miniſterbänken hatten hinterher, nachdem die Ver
faſſung ſchon in Kraft war, entdeckt, daß ſie mit der Beſtim
mung über die Präſidentenwahl eine wie man ſagt
„Dummheit“ begangen hatten, und um dieſe „Dummheit“
zu beſeitigen, fragten ſie weder nach Recht noch
Geſetz, ſondern behandelten die von ihnen ſelbſt be-
ſchloſſene Verfaſſung wie einen Fetzen Papierl

Nicht vergeſſen werden ſoll auch, daß die Regierung
EbertBauerNoske verſucht hatte, Neuwahlen zum erſten
Reichstage überhaupt nicht ſtattfinden zu laſſen, ſon
dern einfach die Nationalverſammlung, die in ihrer Zu-
ammenſetzung dem Volkswillen in keiner Weiſe mehr ent
pricht und deren Mandat längſt erloſchen iſt, für den

erſten Reichstag der Republik zu erklären, der dann natür
lich den geiſtig anſpruchsloſen Herrn Ebert zum Reichs
r neugewählt haben würde. Alſo Verfaſſungsbruch über Verfaſſungsbruch!
Welche Wirkung auf die Bevölkerung muß es haben, wenn
dieſe ſieht, wie die Regierung Recht und Geſetz mit Füßen
tritt und ganz willkürlich ſchaltet und walktet,
welchen Niedergang muß die geſamte Volksmoral erleiden,
wenn jedem einzelnen im Volk ſolche üblen Beiſpiele ge
geben werden! Wird es dieſe Vorbilder nicht begierig
nachahmen und ſchließlich das Recht der härteſten Fauſt
und der gemeinſten Geſinnung als Geſetz verkünden?!
Die Achtung vor der Heiligkeit des Rechtes

keine Regierung ungeſtraft unter-
graben

Reizvoll und amüſant war ein Argument, das für die
Notwendigkeit einer Aenderung der Beſtimmung über die

Präſidentenwahl angeführt wurde. Man gab vor, heraus-
gefunden zu haben, daß in der direkten Wahl durch das
Volk der eigentliche Volkswille nicht in die Erſcheinung
krete, dieſer vielmehr erſt in der indirekten Wahl durch die
Nationalverſammlung, bzw. den Reichstag, in voller Klar
heit zum Ausdruck komme. Es wurde mit Bezug auf die
indirekten Wahlen geradezu von einem „gereinigten
Volkswillen“ geſprochen und geſchrieben, und den
indirekten Wahlen ein förmliches Loblied geſungen. Das
taten dieſelben Leute, die beim indirekten preußiſchen
Landtagswahlrecht gar nicht genug Worte des Abſcheus
finden und Beweiſe für die ſchädliche Wirkung der
indirekten Wahl aufzählen konnten. „Wie anders,
Gretchen,“ jetzt! Jronie des Geſchicks h. b.

Eine neue Kaiſernote
Amſterdam, 80. März.

daß den belgiſchen Blättern
daß die Alliierten in

„Telegraaf“ meldet aus Brüſſel,

gufolge Grund zu der Annahme 'eſteht,
dieſen Tagen eine neue Note in der Frage des Aufenthalts-
ortes des vormaligen deutſchen Kaiſers an die

Generalftreik in Bochum und Dortmund
Bochum, 80. März.

Der alte Arbeiterrat iſt hier abgeſetzt und durch einen radi-
kalen erſetzt worden. Der neue Arbeiterrat hat den General
ſtreik proklamiert. Es wird die ſofortige Zu rück
ziehung der Truppen und die Abberufung des
Generals von Watter verlangt. Die Straßenbahnen
haben auf allen Linien den Betrieb eingeſtellt, ebenſo fahren die
Perſonenzüge der Staatsbahnen nicht. Gegenwärtig findet eine
Maſſenverſammlung auf dem Moltkeplatz ſtatt. Die hieſigen
Zeitungen erſcheinen nicht. Auch in Dortmund iſt der General
ſtreik proklamiert worden.

Düſſeldorf, 30. März.
Der aus Mehrheitsſozialiſten, Unabhängigen

und gemäßigten Kommuniſten beſtehende Vollzugsrat
in Düſſeldorf iſt heute vormittag von radikalen Kommu-
niſten verhaftet worden. Es wurde ein rein kommu-
niſtiſcher neuer Vollzugsrat gebildet, der aber kaum von langem
Beſtand ſein wird.

Karlsruhe, 80. März.
Aus Eſſen wird gemeldet: Der Rote Zentralrat in Weſt

falen ſteht ſeit Freitag in funkentelegraphiſcher Verbindung mit
dem Moskauer Zentralrat und mit der Oberleitung der gegen
Polen marſchierenden ruſſiſchen Roten Armee.

Der Vormarſch beginnt
(Von unſerem kt-Sonderberichterſtatter.)

Berlin, 30. März.
Die Beratung der Reichsregierung mit dem General

von Seeckt dauerten heute nachmittag an. Die militäriſchen Vor
bereitungen im Ruhrgebiet gehen ihren Gang weiter. Nach Ab-
lauf des Ultimatums um 12 Uhr mittags wurden die einzelnen
Truppenverbände ſchrittweiſe vorgeſchoben. Die Maßnahmen
ſollen vor allem einen moraliſchen Druck ausüben.

Hagen i. W., 30. März.
Die Waffenniederlegung war durch fortgeſetzte Verhand

lungen bis einſchließlich Mülheim geſichert. Aber das Ultimatum
der Reichsregierung, insbeſondere die ſchroffe Form der Zuſätze
des Wehrkreiskommandos, die für unausführbar gehalten und von
der Arbeiterſchaft ſo aufgefaßt wurden, als wenn ſie das Biele-
felder Abkommen aus der Welt ſchaffen ſollten, hat den Ruhr
bezirk wieder entflammt, Jnfolgedeſſen iſt der Generalſtreik er-
klärt worden. Die Arbeiterſchaft iſt „überzeugt“, daß der weiße
Terror nach ungariſchem Muſter durch eine „Militärdiktatür
Watter“ beabſichtigt ſei. Sie iſt erfüllt von verzweifelnder Ent
ſchloſſenheit, die Jnduſtrie mit ſich zu begraben und ſcheut
vor Sprengung der Schächte nicht zurück.

Erweiterte Vollmacht für Severing
Berlin, 30. März.

Amtlich. Jm AnſcFiuß an die Vorkommniſſe im
Ruhrrevier hat die Reichsregierung dem Reöchs und
Staatskommiſſar Severing folgende erweiterte
Voll macht erteilt: Die Vollmacht des Reichs- und Staats-
kommiſſars Severing wird dahin erweitert, daß Entſcheidungen
über militäriſche Operationen in dem Gebiete, für das er beſtellt
iſt, im Einvernehmen mit ihm erfolgen ſollen. Er wird ferner
bevollmächtigt:

1. zu prüfen und zu entſcheiden, ob Perſonen, die in
Faß oder in eine nicht gerichtlich beſtätigte Haft genommen ſind,

oder vorbehaltlich des gerichtlichen Verfahrens zu
entlaſſen ſind;

2. die Namen derjenigen Perſonen zu bezeichnen, deren Ver
haftung oder ſonſtige diſziplinariſche Verfolgung er empfiehlt,
weil ſie an der von Kapp und Freiherr von Lütt witz ein
geleiteten hochverräteriſchen Bewegung als Führer, Verführer
oder Aufhetzer aktiv ſich beteiligt haben. Er iſt ermächtigt, Unter
bevollmächtigte für einzelne Städte oder Bezirke zu ernennen,
ch den militäriſchen Stellen als politiſche Berater zur Seite

ehen.
Sämtliche Behörden werden erſucht und alle Organiſationen,

Verbände und andere Stellen werden aufgefordert, dem Reichs-

Niederlande richten werden.

Nachdruck verboten.)

Bis in das Elend.
Ein Kampf um das Deutſchtum.

Von Max Treu-- Halle.
„Wir ſtehen hier auf einſamem Poſten,“ ſo fuhr er fort,

„weit entfernt von anderen deutſchen Städten, nur auf uns
allein angewieſen. Aber trotzdem wollen wir das Köſt-
lichſte, das wir beſitzen, uns nicht nehmen laſſen, unſer
Volkstum. Deutſch iſt unſere Sprache, deutſch iſt unſere
Sinnesart, deutſch iſt unſer Glaube, deutſch iſt die geſamte
Kultur, auf der wir ſtehen, das wollen wir uns erhalten.
Nur nicht kleinmütig werden in ſolchem Kampfel Und
wenn wirklich die letzte ſchwerſte Stunde für uns käme, nun,
ich denke, in der Hofburg zu Wien iſt man auch noch deutſch,
und man wird dort deutſche Kulturpioniere nicht zugrunde
gehen laſſen!“

15. September 1865.
Ach! ich glaube, die Hoffnung auf die Wiener

die der gute Pfarrer neulich ausſprach, iſt nur trügeriſch.
Die Herren da ſtecken ja in Sorgen bis an die Ohren, und
mit dem ſchleswig-holſteiniſchen Handel haben ſie ſich eine
ſchlimme Suppe eingebrockt. Sie werden ſich hüten, ſich die
Ungarn um einer deutſchen Gemeinde willen aufſäſſig zu

machen! Dieſelben Ungarn, die ſie als Kriegsleute ſo not
wendig brauchen können, wenn über das Schickſal meiner
meerumſchlungenen Heimat die Waffen entſcheiden ſollten.
Nein, nein! Von dort haben wir in der Stunde der Ge-
fahr nichts zu hoffen, wir ſind auf uns allein angewieſen.
Meinen Schulkindern will ichs in die Herzen ſchreiben.

2)

e eek—2h Halt! Wer heult denn da ſo jämmerlich?
5 Jch habe abbrechen müſſen. Es iſt Abend geworden

jetzt erſt kann ich fortſetzen, tiefbewegt und ergriffen.
Als heute morgen bis zu dem Jch“ geſchrieben

h e, hörte ich vlöhkich vor meiner Tür eine Kinderſtimme

h w en. e5

Ach ſehe hinaus. Da ſaß der zehniährige

miniſter und ſeinen Unterbevollmächtigten jede mögliche Unter-
ſtützung zu gewähren.

Die Lage im Ruhrgebiet
Paris, „29. März. (Havas.)

Der Regierung ſoll von ven Vereinigten Stadten
eine Note über die Beſetzung des Ruhrbeckens zuge-
gangen ſein, die heute vormittag von dem Geſandten der Ver.
einigten Staaten Hughes Wallace dem Miniſterpräſidenten Mille
rand überreicht worden iſt.

Ein neuer Streik in Berlin?
Das Ultimatum der Arbeiter.

(Von unſerem hbk-Sonderberichterſtatfer.)
Berlin, 30. März.

Zu den Verhandlungen der Gewerkſchaftsvertreter mit der
Regierung wird noch mitgeteilt, daß folgendes Ultimatum an die
Reichsregierung geſtellt wurde:

Die Sitzung der am Abbruch des Generalſtreikes betei,
ligten Arbeiterorganiſationen und Parteien beſchließen, vie
Regierung zu erſuchen:

1. eine rreke Zuſtimmung zu dem Bielefelder Abkommen
zu geben;

2. die über dieſes Abkommen herausgehenden militäriſchen
Befehle und Maßnahmen aufzuheben;

3. den General Watter abzuberufen und eine 48ſtündige Friſt
für die Ausführung des Bielefelder Abkommens zuzu
geſtehen.

Mit dieſem Ultimatum begab ſich eine Delegation zum
Reichskanzler, um mit ihm über die Forderungen zu verhan-
deln. Falls die Regierung auf dieſes Ultimatum nicht ein
gehen wollte, oder auch nur eine dieſer Forderungen ablehnt, ſoll
der ſofortige Generalſtreik für Berlin proklamiert werden.

Wie es weiter heißt, waren das die Zuſicherungen, die der
Vertreter der Reichsregierung in BVielefeld, die Miniſter Gies-
berts und Braun, gemacht haben. Die Regierung hat aber bis
jetzt ihre Zuſtimmung noch nicht zu dem Bielefelder Abkommen
gegeben. Ob die lebenswichtigen Betriebe bei dem
Generalſtreik einbeſchloſſen ſind oder nicht, iſt zur Stunde noch
unklar. Es iſt jedoch zu befürchten, daß auch die Arbeiter dieſer
Betriebe ſich nicht vom Ausſtand fern halten werden.

Die Pläne der Radikalen
Frankfurt a. M., 80. März.

Aus Karlsruhe wird von zuſtändiger Stelle gemeldet:
Nach aufgefangenen Depeſchen haben die Kommuniſten den
heutigen 30. März als den Tag des allgemeinen Los-
ſchlagens beſtimmt. Von Mannheim und Stuttgart aus ſoll
der Sturm auf der ganzen Linie auch in Süddeutſchland

Von Norddeutſchland aus will man die ſüddeutſchen
Kommuniſten mit Maſchinengewehren und Munition verſehen.
Zunächſt ſoll aber Frankfurt in ihre Gewalt gebracht werden,
damit von dort aus die Bewegung in Süddeutſchland geſtützt

einſetzen.

werden könne. Aus einem in ruſſiſcher Sprache abgefaßten Brief
aus Eſſen geht hervor, daß alle Vorbereitungen zur Erreichung
dieſes Zieles, alſo des gewalttätigen Umſturzes, getroffen wor
den ſind.

muß. Denn auch nur ein vorübergehender Erfolg der Kom
muniſten würde unſere geſamte Lebensmittelzufuhr ins Stocken
bringen und damit ſofort die Gefahr einer Hungersnot herauf.

Die politiſchen Wirren in der Gegenwart vertragen
Mit allen Mitteln muß deshalb den wahn

beſchwören.
keine Steigerung.
witzigen Plänen der Kommuniſten entgegengetreten werden.

Die Frankfurter Betriebsobleute beſchloſſen geſtern in einer
Verſammlung, ſofort in den Generalſtreik einzutreten,
falls die Reichswehrtruppen das rheiniſche weſt
fäliſche Jnduſtriegebiet betreten würden.

th. Die Vorlage über die Auseinanderſetzung des preu
ßiſchen Staates mit dem Hauſe Hohenzollern gilt in parlamen-
tariſchen Kreiſen jetzt als gefährdet, da der neue Finanz
miniſter Luedemann die Vorlage nicht in der vorgelegten

abgelehnt werden, ſoForm vertreten will. Sollte die e er
geltenmüßte die Krone ihre Rechte auf dem Prozeßwege

machen.
die lange Bank ſchieben, damit die Vorlage durch die Neuwahlen
unter den Tiſch fällt.

Die Heimkehr des ehemaligen Gouverneurs von Tſingtau,
MeyerWaldeck, der bisher internierte frühere Gouverneur von
Tſingtau, hat am 27. März Kobe mit Beſtimmungsort Hamburg
zuſammen mit 1100 deutſchen und öſterreichiſchen Kriegs-
gefangenen nebſt Familien verlaſſen.

——J

Friedrich Wiedemann draußen, ein prächtiges, aufgewecktes
kleines Kerlchen, hält ſich mit beiden Fäuſten ſeine rotange-
e rechte Backe und heult, daß es einen Stein erbarmen
önnte.„Was haſt du denn, mein Junge?“ frage ich.

„Er hat mich geſchlagen! Hu, hu, hul!“
„Wer hat dich geſchlagen?“
„Der fremde Mann, der Pollack, der in der Wirtſchaft

iſt und Pferde kaufen will!“
Jch entſann mich. Richtigl Jch hatte einen Mann in

die Dorfſchänke gehen ſehen, von dem es hieß, er wolle Pferde
kaufen. Es war ein Pole aus der Nachbarſchaft.

„Warum hat er dich geſchlagen?“ frage ich wieder.
„Weil ich geſungen habel“
„Was haſt du denn geſungen?“
„Deutſchland, Deutſchland über alles“, was wir neulich

gelernt haben! „Sollſt nicht ſingen Lied verfluchtiges“,
hat er geſagt!“

„Jetzt heule nicht mehr!“ ſage ich. „Komm mit!“
Jch nahm den Jungen, der ſich die Tränen aus den

Augen wiſchte, bei der Hand und ging mit ihm hinüber in
die Wirtſchaft. Der Pole ſaß mit dem Schankwirt am Tiſch
zuſammen; ſie redeten polniſch miteinander.

„Warum haben Sie den Jungen geſchlagen?“ fragte ich.Er ſah mich groß an, ſprach an Wort.

„Warum Sie den Jungen geſchlagen haben?“ wieder
holte ich.

Keine Antwort.
„Wollen Sie mir Rede ſtehen oder nicht?“
Meine Frage muß wohl drohend genug geklungen

haben, denn er ſprang mit einem e hinter den Tiſch.
Dann lachte er und ſagte:

„Nix deitſchl“
Jch wandte mich an den Schankwirt. Der aber meinte,

er wiſſe von nichts.
iſt nicht wahr!“ rief mein guter ried

unbeugſamen Sinn des Ortsvorſtehers zur Genüge

rich, der jetzt kock und trutzig neben mir ſtand, „er i doch
dabei geweſen

„Na alſo!“ ſagte ich. „Wie wars?“
Der Wirt wollte nicht mit der Sprache

riß mir die Geduld.
„Lauf ſchnell!“ befahl ich Friedrich.

heraus. Jetzt

giß nicht: es habe einer des Dorfes Frieden gebrochen!“
Wie ein Vogel ſchoß Friedrich Wiedemann davon. Jch

aber ſetzte mich an einen Tiſch und wendete kein Auge von
dem Polen. Dem ſchien es ungemütlich zu werden, denn
ſein Blick ſuchte die Tür.
das Zimmer verlaſſen wollte, an mir vorüber mußte, und
er ſah meinen entſchloſſenen Zügen wohl an, daß ich ihn nicht
gutwillig hinauslaſſen würde.

Schon war auch der Ortsvorſteher da. Mit wenig
Worten erzählte ich ihm, was es gegeben, und Friedrich
Wiedemann beſtätigte triumphierend meine Erzählung.

„Er wird eine Buße zahlen und die Eltern des Jungen
um Verzeihung bitten!“ entſchied der Ortsvorſteher.
„Uebrigens verſteht Herr Stawienski
Nicht wahr, Herr Stawienski?“

Der Pole grüßte.
„Sie haben darum auch alles verſtanden, was hier ge

ſprochen iſt,“ fuhr Reiner fort.
Sie, den Jungen zu ſchlagen?“

„Werd' ich bezahlen Schmerzensgeld!“
Reiner nickte.
„Jawohl!

zeihung bitten!“ ſetzte er hinzu.
Der Pole ſtieß einen Fluch aus.

kennen, um zu wiſſen, daß alle Widerworte nichts helfen
würden und man ihm, wenn er ſich weigerte, Pferde und
Wagen mit Beſchlag belegen werde.

f eine gebieteriſche Handbewegung Reiners foAuf
ihm der Pole: Friedrich und ich gingen hinterdrein.

Es handelt ſich alſo um einen regelrechten
Putſchverſuch, gegen den ſich die geſamte Bevölkerung
Badens ohne Unterſchied der Partei wie ein Mann auflehnen

Die Sozialdemokraten wollen die Angelegenheit auf

„Geh zum Orts-
vorſteher Reiner und ſage ihm, er möchte gleich hierher
kommen, es habe einer des Dorfes Frieden gebrochen! Ver-

Aber ich ſaß ſo, daß er, wenn er

ſehr gut Deutſchl

„Welchen Grund hatten

Da ſah der Pole, daß es ernſt wurde. Er griff in eine
Ledertaſche und holte eine Hand voll Silbermünzen heraus.

Und die Eltern des Jungen um Ver-
Aber er ſchien den

zu

lgte

Sie wiſſ
arb itet ha
aſſung e
mentlich

nken
teuer ge

geſagt, u
z größter
ſtark und
j dieſer me
ich am M

z ausgeſpr

e größte
Närz wur

in pa
gegen un

e nehme ic
iner langjä
gabe, ſonde

6s iſt eir
uck Geg
mnung, die
z gilt auch

Die Re
ſchloſſen
r wahr! ve
ſt der Nn lung hat
es und So
es war nu
hzubringen,
ingt notwen
Reichstag,
das Geſetz
b gehven.
res wichtige

m Anſtoß

Run iſt abe
tien gerade

e Verfa
mmlung n
Reichstage en

eraus ſch
ra tsſchu r
ausſchuß f

ſhüſſe ſind ſt
keit des Un
nichts mehr
denten iſt u
ws beim
t noch nicht

ichspräſi
mlung h

t und des
dringenden

Entwurf übe
Tag, im Ap
ko ergab ſic
g und den
ke ſeine
d wud chaff

zu ve
icben. (Seh:
l beim recht

die beiden R
Reichstagstva
taktiſchen C
ehe wir di

er Fraktion
uſam beim 9
Vorſtellung
on unterblie
VLoſadowsky

mdle ſich um

em ſtagts
ht tm Finkla

die

errſchaft ver



per bayeriſche Ruck nach rechts
weſen und Sinn der Demokratiſchen Partei

Unter der Einwirkung des Kappſchen Unternehmens
t es auch in Bayern zu einer Neubildung des Kabinetts

kommen, und zwar, wie die „Voſſiſche Zeitung“ hervor
ebt, auf ſtreng verfaſfungsmäßiger Grund

ge. Die bayeriſche Regierung legte ihre Gewalt in die
ände des Landtags zurück, und aus deſſen Reihen wurde

ein neues Miniſterium gebildet, das „in unzweideutigſter
Weiſe den Ruck nach rechts kennzeichnet“. Weiter ſagt
der Münchener Berichterſtatter der „Voſſ. Ztg.“, Paul
Schleſinger, über dieſes Miniſterium:

„An der Spitze befindet ſich der frühere Regierungs
ä von Oberbahern, Herr v. Kahr, der Sohn des aus

gegeichneten bayriſchen Juriſten. Kahr, übrigens eine ſchlicht
hürgerliche und nicht unſympathiſche Erſcheinung, ſagt von ſich
ſelbſt, daß er ſich bisher nie mit Politik beſchäftigt habe. Aber
man weiß, daß er ein ſtrenggläubiger Proteſtant und von kon
ſervativer Weltanſchauung iſt. Mit den Worten „Jn Gottes
Namen“ übernahm er ſein Atnt, und es will ſcheinen, als habe
man es hier it einer Neuauflage des Kanzlers Michaelis zu
tun, der ebenfalls für ſein Amt ſo beſonders geeignet war, weil
er ſich nie mit Politik beſchäftigt hatte, und an deſſen Ver-
waltungstüchtigkeit wie perſönlicher Ehrenhaftigkeit ſo wenig zu
zweifeln war wie an Fleiß und Tugend des Herrn von Kahr.
(Antiſemitiſche Geſinnung iſt in vielen Fällen kein Charakter-
ſondern ein Denkfehler.) Die Mehrzahl der anderen Miniſterien

das Zentrum beſetzt, das ja auch Herrn v. Kahr
vorgeſchlagen hatte. Dabei iſt zu bemerken, daß die
Mehrzahl der Poſten entſprechend der Spitze ſelbſt mit Fach
heamten beſetzt wurde. Kahr ſelbſt übernahm das Jnnere,
Miniſterialdirektor Matt das Kultusminiſterium; der ebenfalls
aus der Miniſterialkarriere hervorgegangene, übrigens ſchwer-
kranke bisherige Finanzminiſter Kofler blieb auf ſeinem Poſten;
der katholiſche Gewerkſchaftsführer Oswald übernahm das
Miniſterium für ſoziale Fürſorge, in dem er bisher als Staats
rat tätig war. Der parteiloſe Herr von Frauendorffer blieb in
ſeinen Eiſenbahnminiſterium. Mit dem Genoſſe nſchafts
direktor Wutzlhofer zog ein Bauernbündler ins Kabinett ein,
in dem ſchließlich die beiden demokratiſchen Miniſter Müller
Meiningen (Juſtiz) und Hamm (Handel) verblieben.“

Der Berichterſtatter des Blattes ſtellt ſodann Betrach-
tungen darüber an, warum nicht auch Sozialdemo
kraten in dies Kabinett aufgenommen worden ſeien. Er
peiſt darauf hin, daß die Perſönlichkeit des neuen Miniſter
präſidenten der Sozialdemokratie nicht genehm geweſen ſei,
wenn dieſer auch dadurch einen ſympathiſchen Eindruck ge-
macht habe, daß er auf die Gebührniſſe des
NRiniſterpräſidenten verzichtete und damit
um Ausdruck brachte, daß nicht Abſicht undPorgei ihn in die Höhe gebracht haben. Ein

rins führer würde beſſer geeignet geweſen ſein, eine

oalition mit Sozialdemokraten herzuſtellen. Da das
gentrum den Miniſterpräſidenten aber nicht ſtellen
wollte, ſei es ihm wohl nicht ernſt geweſen, auch die
Sozialdemokraten zur Kabinettsbildung heran
ziehen. (Das iſt zwar nur ein Symptom, verdient aber

beachtet zu werden.) Zum Schluß fragte Herr
chleſinger, was denn nun die Demokraten getan
aben, um die Sozialdemokraten an der Kabinettsbildung zu
teiligen. Er führte hierzu aus:

„Man muß aber gevrechterweiſe auch die Frage ſtellen, was
die Demokraten getan haben, um die Sozialiſten, an deren
Eintritt beſonders ihnen angeblich ſoviel gelegen war, verſöhn-
lich zu ſtimmen Jhre zuletzt bekanntgewordene Bedingung
für die Beteiligung war die Offenhaltung von Plätzen für die
Sozialdemokraten. Auch dieſe Bedingung wurde nicht erfüllt,
und trotzdem traten die Demokraten ein. Offenbar wußten die
andern Parteien zu gut, mit welcher Zähigkeit
namentlich ein beſtimmter demokratiſcher
Niniſter an ſeinem Poſten feſthielt; nur die
Sozialdemokraten ſind an Prinzipientreue und Selbſtloſigkeit
dem neuen Miniſterpräſidenten gleichgekommen. Aber noch aus
einem andern Grunde hätten ſich die Demokraten nicht ohne
die Sozialiſten beteiligen dürfen, nämlich aus einem hoch
politiſchen und für die Zukunft überaus wichtigen. Die Folge
dieſes von Bajonetten erzwungenen und unter regktionärem
Druck durchgeführten Kabinettswechſels iſt beabſichtigt oder
nicht die Verdrängung der Sozialdemokratie in Oppoſitions
ſtellung. Wenn trotzdem die Mehrheitsſozialiſten ihren ganzen
Einfluß zur Veilegung des Generalſtreiks gufboten und auch
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weiterhin verſuchen werden, die Ruhe im Lande aufrecht
zuerhalten, ſo ändert das nichts an der Tatſache, daß ſie die
eingige große Partei darſtellen, die im Miniſterium nicht ver-
treten ſind. Die Demokraten baben leider überſehen, in
welche Gefahr das Land dadurch gerät; denn nun ſind Mehr
heitsſogialiſten und Unabhängige auch hier gang in die Nähe
gerückt, ihre Handlungen vollziehen ſich ohne die Kon
trolle einer dritten Partei, ohne jede Verantwort-
lichkeit vor dem Lande. Nur eine Koalition bürgerlicher und
ſozialiſtiſcher Oppoſition hätte das Land davor bewahren können,
daß jetzt die Arbeiterſchaft dem geſamten Bürgertum zu zweifel
los höchſt ſchmerzlichen Kämpfen entgegengeführt wird. Die
bayeriſchen Demokraten haben in kritiſcher Stunde
Weſen und Sinn ihrer Partei vergeſſen; es wird
ſich bitter rächen am Lande, am Reiche und an ihnen ſelber.“

Weſen und Sinn der DemokratiſchenPartei ſind hier von Herrn Schleſinger, der es doch wiſſen
wird, ganz ausgezeichnet wiedergegeben worden. Weſen und
Sinn der Demokratiſchen Partei weiſen dieſe auf die Seite
der Sozialdemokratie. Mit ihr hängt ſie inniger zuſammen
als mit dem Bürgertum. Jhre ganze Geſchichte iſt ja auch
ein einziger großer Beweis hierfür. Man begreift nur nicht,
daß einige Kreiſe des Bürgertums das noch immer nicht er
kannt haben und ſich noch immer in dem Wahnglauben be-
finden, die „Deutſche demokratiſche Partei“ wolle oder könne
auch die Jntereſſen des Bürgertums vertreten. Jhre Hand
lungsweiſe ſtellt vielmehr glatten Verrat an der Sache des
Bürgertums dar. Nicht ohne Humor wird man dagegen
die unverwüſtliche Einbildungskraft des Herrn Schleſinger
bewundern können, welche die Aufgabe der Demokratiſchen
Partei an der Seite der Sozialdemokratie darin erblickt,
die Handlungen der Mehrheitsſozialiſten und Unabhängigen
zu kontrollieren und beide mit Verantwortlichkeitsgefühl
vor dem Lande zu erfüllen. Hier paßt wohl beſſer das Bild
von der Straßenbahn mit dem Triebwagen und dem An-
hängewagen. Herr Schleſinger ſcheint aber zu glauben, daß
die Demokraten nicht in dem Anhängewagen ſäßen.
Reizvoll iſt endlich auch die Feſtſtellung, daß die Demokraten
als Bedingung für ihren Eintritt ins Kabinett die
Offenhaltung von Plätzen für die Sozialdemokraten gefor-
dert hätten, ſchließlich aber auch ohne die Erfüllung dieſer
Bedingung in das Miniſterium eingetreten wären.
Es geht doch nichts über demokratiſche Standhaftigkeit und
Prinzipientreue. Und nun noch das zähe Feſthalten des
demokratiſchen Miniſters an ſeinem Poſten! Herr
Schleſinger iſt ſarkaſtiſch, daß er dieſem Verhalten der Demo
kraten die Selbſtloſigkeit des den Deutſchnationalen
naheſtehenden Miniſterpräſidenten v. Kahr gegenüberſtellt.
Aber Herr Schleſinger und die „Voſſiſche Ztg.“, die Weſen
und Sinn der Demokratiſchen Partei ſo fein gekennzeichnet

werden ja auch wohl ihre demokratiſchen Miniſter
h. b

haben,
kennen!

Weitertagung des Provinziallandtages
Merſeburg, 30. März.

Der Provinziallandtag, der bei Eintritt der unſicheren
Verhältniſſe am 13. März auf unbeſtimmte Zeit vertagt
d iſt, iſt vom Präſidenten auf den 7. April einberufen
worden.

Merſeburg, 29. März. („Neu Röſſen.“) Als Orts-
e ſar die bei der Gemeinde Röſſen (Kreis Merſeburg)
elegene Anſiedlung der Badiſchen Anilin- und Sodafabrik in
udwigshafen a. Rh. Kolonie Röſſen) hat der Regierungspräſi-

dent „Neu Röſſen“ geſetzt. Jn kommunaler Hinſicht gehört
Neu Röſſen zu der Gemeinde Röſſen.

tzk. Kölleda, 29. März. (Wie ſie für die Freiheit
kämpften.) Bewaffnete Spartakiſten haben in der Nacht zum
vorigen Dienstag den Nachbarort Büchel heimgeſucht. Dem
Schulzen wurde, wie der „Kölledaer Anzeiger“ meldet, mit vor-

Revolver aufgegeben, ſämtliche Gewehre innerhalb
ürzeſter Friſt abzugeben, ferner Geſchirre zu ſtellen. Dann

drangen die Männer gewaltſam in die verſchloſſenen Häuſer und
Gehöfte. Der meiſt im Hemd aus dem Bett geſprungenen Ein
wohner bemächtigte ſich eine große Panik. Der 21 Jahre alte
Sohn des Schulzen wurde im Hemd an die Wand geſtellt und
mit Erſchießen bedroht. Jn einem unbewachten Augenblick ge
lang es ihm, mit der 18 Jahre alten Schweſter zu entkommen.
Ebenſo flohen eine ganze Anzahl von Familien, Haus und Hof
im Stiche laſſend. Die Spartakiſten nahmen in den einzelnen
Häuſern, was ſie in die mitgebrachten Ruckſäcke unterbringen

konnten, vor allem Fleiſchwaren, Kleidungsſtücke, r
e Perſonen wurden mißhandelt, obwohl den eſſen

äubern nirgends Widerſtand geleiſtet wurde. Die Mann
a der Einwohnerwehr, die die Gewehre inzwiſchen zur Ab-
ieferung gebracht hatten, etwa 20 an der Zahl, mußten vor einer

Wand antreten. Es wurde ihnen geſagt, daß, wenn im Dorfe
ein einziger Schuß fiele, ſie ſofort erſchoſſen und dann das Dorf
in Brand geſteckt würde Das Weinen der geängſtigten Frauen
und das Schreien der Kinder Bßeben des Ueberfalles war herz
zerreißend. Der angerichtete Schaden iſt ſehrErfurt, 30. ars (Maſſendiebſtähle bei der
rn b ahn.) Seit Wochen war die Erfurter Kriminalpolizei
in Verbindung mit der Unterſuchungskommiſſion des Verkehrs-amtes der nen mit der an der teils bis

um Jahre 1917 zurückliegenden und den in der letzten Zeit beſonders zahlreich verübten Eiſenbahndiebſtählen innerhalb der
Eiſenbahndirektion Erfurt beſchäftigt. Aufgeklärt ſind bis jetzt
56 Diebſtähle. Der überwiegend große Teil davon iſt ſchwerer
Natur. Beſchuldigt und zum größten Teil geſtändig ſind 62 Per-
ſonen verſchiedener Dienſtgrade, Zugführer, berſchaffner,
Schaffner, Hilfsſchaffner und Hilfsrangierführer. Die nicht ge
ſtändigen Beſchuldigten konnten durch Gegenüberſtellung der
Mitbeteiligten überführt werden, ſo daß ſämtliche an
ihrer teils ſchweren Beſtrafung entgegenſehen. Die Diebſtähle
nahmen beſonders in der letzten Zeit einen derartigen Umfan
an, daß ſelten Eilgüterzüge hier einliefen, die nicht beraub
waren. Unter dem Fahrperſonal waren nach Ausſage der Be-
teiligten einzelne Abteilungen, die jede Gelegenheit wahrnahmen,
um ſich Getränke, Zigarren und Lebensmittel durch Erbrechen
von Kiſten uſw. anzueignen. Jn neuerer Zeit jedoch wurden
ganze Ballen Tuchſtoffe, Kiſten mit Parfümerien und dergleichen
mehr auf der Strecke, während der Fahrt und in der Nähe von
Erfurt abgeworfen und dann ſpäter abgeholt. So konnte für
etwa 15 000 Mk. Ware wieder herbeigeſchafft und der Eiſenbahn
verwaltung ausgehändigt werden. ie Nachforſchungen ſind
einſtweilen abgeſchloſſen und die Akten der Staatsanwaltſchaft
übergeben. Man nimmt an, daß die Diebe bei weitem nicht alle
ermittelt ſind.

Deſſau, 29. März. (Die neuen anhaltiſchen
Kohlenlager.) Gute Erfolge hat die Stadt Bernburg ge-
habt mit den Bohrungen auf Kohle in der Nachbarſchaft von
Peißen. Die chemiſche hat ergeben, daß die Kohle
hochwertig iſt, und der bei Froſe und Nachterſtedt geförderkennicht nachſteht, auch die erſchloſſenen Mengen befriedigen. Da-

gegen haben neuerliche Bohrverſuche bei Mehringen und Drohn-
dorf nicht das gewünſchte Ergebnis gehabt. Man hat darum die
Bohrungen wieder eingeſtellt, hofft aber bei Sandersleben abbau-
würdige Kohlenlager anzutreffen.

Weimar, 30. März. (Zum Oberbürgermeiſter
der Stadt Weimar) als Nachfolger des in den Ruheſtand
tretenden bisherigen langjährigen Stelleninhabers Dr. Donndorf
wurde nach mehrmaligem Wahlgange der Magdeburger Stadt-
rat Dr. Müller mit großer Majorität Müllerwar Kandidat der vereinigten bürgerlichen Gruppen und erhielt
von 8821 abgegebenen Stimmen 5211. Der Kandidat der Mehr
heitsſozialiſten Dr. m brachte es t 32389,während ſein Mitbewerber und Kandidat der Unabhängigen
Dr. Görlitz-Altona nur 871 Stimmen erhielt. Daß nur ein
Drittel der 24 000 Wahlberechtigten ſich an der Wahl beteiligte,
lag offenbar an den jedes Jntereſſe in Anſpruch nehmenden poli-
tiſchen Ereigniſſen. Ueberraſcht hat die geringe Anzahl der für

den Kandidaten der Unabhängigen abgegebenen Stimmen.
Eiſenach, 29. März. (Die Arbeit des Dia

koniſſen-Mutterhauſes in Eiſenach.) Das evan-
geliſch-lutheriſche Diakoniſſen-Mutterhaus ſay Thüringen in
Eiſenach entfaltete im letzten Jahre eine umfangreiche und reich
eſegnete Tätigkeit. Es zählte 146 Schweſtern, und zwar 97 Dia-ißen, 35 Novizen, 14 Probeſchweſtern und 4 Diakoniſſen im

Feierabendhaus; 9 Schweſtern waren krank und 4 beurlaubt.
1919 ſind 12 Schweſtern eingetreten und 18 ausgeſchieden; eine
Schweſter verſtarb. Die Arbeitsgebiete umfaſſen das Mutter-
haus mit en Anſtalten und 44 Orte mit 57 Arbeitsfeldern
als Außenſtationen. Das Mutterhaus hat die Pflege in 41 Ge-
meinden undn 16 Anſtalten, nämlich 6 Krankenhäuſern, 1 Kinder-
hoſpital, 1 Krippe, 1 Waiſenhaus, 2 Krüppelanſtalten, 1 Alters-
heim, 1 Kinderſchule, 1 Kinderbewahranſtalt, 1 Kinderheim und
1 Kleinkinderſchullehrerſeminar. Die Gemeinde Heßberg (S.
n iſt noch unbeſetzt; die Heilanſtalten in Milbitz (Reuß
j. L.) wurden am 31. Dezember 1919 aufgegeben und die Ge
meindepflege in Wallendorf (S.-Meiningen), Neuhaus (Schwarz-
burg-Rudolſtadt) und Altenfeld (Schwarzburg-Sondershauſen)
anderweit beſetzt. Die Tätigkeit des Mutterhauſes erſtreckt ſich
auf S.-Weimar, S.Altenburg, Koburg-Gotha, S.-Meiningen,
Reuß j. L., Schw.-Rudo'ſtadt und Schw.-Sondershauſen. Außer-
dem arbeiten die Schweſtern des Mutterhausverbandes in über
30 Jungfrauen-, ſowie in zahlreichen Näh, Frauen und Groß-
mütterchenvereinen, ſowie in der Lungenkranken- und Säug-
linge fürsangenberg-Reuß, 80. März. (Opfer des Auf-
ruhrs.) Während des letzten Aufruhrs wurde der völlig ge-
lähmte Schriftſteller Ernſt Schott, Herausgeber des
„Heimatboten“, von ſeinen politiſchen Gegnern in ſeiner Woh-
nung in Langenberg überfallen und erſchoſſen. Der feige Mord
machte einem heldenhaften, mit geiſtigen Waffen gegen die Ver
führer unſeres Volkes in ſeiner engeren Heimat geführten
Kampfe ein tragiſches Ende.

m Wiedemannſchen Hauſe aber trennte ich mich von den
anderen; es widerte mich an, der Szene, die ſich dort ab
pielen ſollte, als Zeuge beizuwohnen. Aber es freute mich,dazu beigetragen zu Jaben daß dem Polen ſeine Frechheit

heimgezahlt wurde.

Er rächte ſich mit der ganzen erbärmlichen Feigheit
iedriger Seelen. Als ich vorhin, da der Herbſtabend ſich
ederſenkte, die Läden vor meinen Fenſtern ſchließen wollte,

ſgte er gerade mit ſeinem Gefährt vorüber. Er ſah mich,
job drohend die Peitſche empor und rief ſo laut, daß es
as Raſſeln ſeines Wagens übertönte:

„Pack deitſches verfluchtiges!“
Da mußte ich an die wandernde Düne denken; mir

war es, als ſei von ihr das erſte Sandkorn mir entgegen
ſeflogen, und bewegten Herzens ſchrieb ich die vorſtehenden

v heilen nieder.

I 30. September 1865.Unter unſern guten Deutſchen herrſcht helle Aufregung.
uſlal Drüben in Waldhauſen, unſerm Nachbarort, oder wie er

eute heißt: MagyarSkeleſſy, haben ſich ſeltſame Dinge zu
etragen, die bei uns laute Empörung wachgerufen haben.

eſchri twa ein halbes Dutzend Familien da drüben hat ſeine
uten deutſchen Namen gegen ungariſche vertauſcht. Aus
em Lehmann iſt ein Lehemy geworden; ein Bauer nennt

h Borſtai, ein Siebert will in Zukunft Sibetjy heißen, und
ren Firmenſchildern prangen ſchon jetzt dieſe fremden

„„„Wir Männer hier in Beiedenburg hatten vorgeſtern eine
derſammlung, bei der über jene Vorkommniſſe lebhaft
battiert wurde. Pfarrer Mathias war außer ſich.
Das iſt eine Treuloſigkeit ſondergleichenl“ rief er voller
orn. „Der ſchlimmſte Verrat, den es gibt der Verrat

m eigenen Volkstum! Wenn ſie es ſo treiben, ſo ſich ſelbſt
nd das Volk verleughen, aus dem ſie ſtammen, ſo ſind ſie
n rfleras wert, als von den Fremden aufgefreſſen zu

Nun kam zur Sprache, daß die Leute gar arg bedrängt
den ſeien. Teils haben ſie einan Kramladen, teils ſind

ſie Handwerker, die auf den Verkehr mit den Ungarn, die
dort ſchon die Ueberzahl haben, angewieſen ſind. Die aber
haben ihnen in dürren Worten erklärt: „Wenn ihr nicht
re wir, ſo kaufen und bezahlen wir nichts mehr

ei euch!“
Was nun? Die Deutſchen ſind dort drüben ſchon zu

wenig geworden, als daß von ihrer Kundſchaft allein die
andern leben könnten, und ſo ſtanden ſie in der Tat vor der
Frage: Auswandern oder ſich magyariſieren zu laſſen.

Jch meine aber, nicht ſie trifft eigentlich die Schuld,
ſondern das ganze Dorf, welches das Verhängnis hat her
einbrechen laſſen. Wäre man von Anfang an geſchloſſen zu
ſammengeſtanden gegen den Anſturm der Fremden, hätte
man ihnen, wie es bei uns geſchieht, jede Möglichkeit einer
Niederlaſſung innerhalb des eigenen deutſchen Bezirts ge
nommen, wären nicht ſchon ſo und ſo viele Familien aus
gewandert, ſo hätte eine ſolche Zwangslage nie eintreten
können. Jn ſolchen Dingen hört, gerade wie in den kirchlich-
konfeſſionellen, das Nachgeben nicht mehr auf, wenn einmal
damit angefangen iſt, und der anfänglich ſcheinbare freie
Wille wird ſpäter zum bitteren Muß, vor dem es kein Aus
weichen mehr gibt.

Pfarrer Mathias hielt eine große Rede, in der er den
begangenen Verrat geißelte, aber auch mit ſcharfen Worten
darauf hinwies, daß im Gegenſatz zu allen anderen Nationen
die deutſche im Ausland in charakterloſeſter Weiſe ihr Volks
tum ablege und ſich innerlich und äußerlich von der alten
Heimat loslöſe. Und meiſtens ſei es keine harte Notwendig
keit, die ſie hierzu zwinge, ſondern es ſei die politiſche Cha
rakterloſigkeit, die freilich in der deutſchen Kleinſtaat-Vater
länderei auch wieder ihre Erklärung finde.

„Von Euch aber, meine lieben Freunde,“ ſo ſchloß er,
„erwarte ich, daß ihr nie vergeßt, woher ihr ſtammt! Dann
werdet ihr auch Kraft finden, allen drohenden Angriffen ſieg-
reich zu widerſtehen!“ Nach dieſer Rede wurde ein Schreiben
an die deutſchen Mitglieder der Nachbargemeinde aufgeſetzt

rer v getrausgeſprochen. aber wurde zum Boten beſtimmt, ihnendas Schreiben zu e

Geſtern war ich drüben. Ein wundervoller Herbſttag
leuchtete über dem Land, und in feinem, durchſichtigem
Duft ſchwommen die Bergſpitzen. Auf den Feldern, durch die
ich fuhr, herrſchte ſchon überall Schweigen die Ernte iſt
herein, und die Fluren ſammeln neue Kräfte für das nächſte
Jahr. Als ich in Waldhauſen einfuhr, erſchrak ich: ſo weit
vorgeſchritten hatte ich mir den Verfall doch noch nicht ge
dacht. Ueberall ſchlugen ungariſche und polniſche Laute an
mein Ohr, und das geſamte Deutſch, das ich während der
Fahrt durch die Straßen hörte, war das Lied eines kleinen
Mädchens, das, auf einer Holzbank vor dem Hauſe ſitzend,
ihre Puppe zärtlich in Schlaf wiegte:

„Schlaf, Kindchen ſchlaf!
Jm Garten gehn zwei Schaf!
Ein ſchwarzes und ein weißes,
Und wenn das Kind nicht ſchlafen will,
So ſolls das ſchwarze beißen!“

Jch nickte der Kleinen einen freundlichen Gruß zu, und ſie
nickte ſchüchtern wieder, während ihre großen hellblauen
Augen verwundert zu mir, dem Unbekannten, herüber-
ſpähten.

Jn der Dorſſchänke ließ ich ausſpannen. Der Wirt war
ein ſtruppiger Kerl, der mich auf ungariſch anredete. Mit
gutem Gewiſſen konnte ich entgegnen, daß ich kein Ungariſch
verſtände, worauf er mich von oben bis unten anſah und ant-
wortete

„Nix deitſch! Nit deitſchl“
Die beiden Worte ſcheinen hier als eine Art Kriegsruf

gegen die Deutſchen zu gelten. Als ich mich auf den Weg
machte, um die Empfänger meines Schreibens aufzuſuchen,
hörte ich ſie aufs neue. Jch fragte einen Entgegenkommen-
den, den ich ſeiner blonden Haare und blauen Augen wegen
für einen Deutſchen hielt, wo der Krämer Bauer wohne, und
erhielt prompt die Antwort: „Nix deitſchl!“ Und als ich eine

ne r a r und ſchwarz-äugigen Mann ebenſo fragte, erhielt ich eb rompt dieſelbe Antwort: „Nix deitſch!“ enſo pronnt
(Fortſetzung folgt.)



Halle und Amgeb
Halle, 31. März.

Kein Abzug für Steuer bei Zinszahlungen an die Hypo
thekenbanken. Die Preufßiſche ZentralBodenkreditAktiengeſell-
ſchaft gibt bekannt: Nachdem das Kapitalertrageſteuergeſetz in
Kraft getreten iſt, machen wir zur Vermeidung von Jrrtümern
da aufmerkſam, daß nach dieſem Geſetz die Zinſen, die den

für ihre ausgeliehenen Hypotheken und Kom
munaldarlehne zuſtehen, von der Kapitalertragsſteuer befreit
ſind. Es ſind deshalb nach wie vor die Zinſen in der vollen
vereinbarten Höhe an uns ben echten und darf ein Abzug für
die Steuer nicht gemacht werden.

Zur Einführung der gedeckten Schecks. Der Deutſche
Induſtrie und Handelstag hat ſich auf Anregung der Handels-
kammer Leipzig ebenfalls mit der Frage der Einführung der ge
deckten Schecks befaßt, iſt aber zu dem Ergebnis gekommen, daß
zum mindeſten vorläufig der Einführung dieſer Schecks ſo große
Schwierigkeiten entgegenſtehen, daß man vorläufig wohl davon
abſehen wird, ihre Einführung in Deutſchland weiter zu ver

en. Beſondere Schwierigkeiten würden inſofern noch ent
ſtehen, als auch die weniger kreditfähigen Banken das Recht auf
Ausgabe der Schecks für ſich in Anſpruch nehmen würden und
daß dadurch Schecks in Umlauf kämen, bei denen man von der
Zahlungsfähigkeit weder des Ausſtellers noch der bezogenen
Bank etwas weiß Es wird auch beſonders darauf hingewieſen,
daß die Gefahr der Fälſchung ſehr nahe liegt und daß die Ein
vendung der Leipziger Handelskammer, daß dieſe Gefahr zum
mindeſten nicht größer ſei als bei dem jetzt hergeſtellten Papier-
geld, nicht dazu beitragen kann, dieſe Tatſache zu entkräften.

Vorlage des Kuhkataſters. Die Kuhhalter der hieſigen
Stadt werden hiermit aufgefordert, das von ihnen zu führende
Rindviehkataſter über die Angahl der bei ihnen vorhandenen
Milchkühe, Spannkühe, männlichen Zugtiere und Kälber binnen
drei Tagen dem Stadternährungsamt, Markt 22, Zimmer 44,

ulegen.Ttaatuche Fürſorgeſtelle für Gutsbeamte. Infolge Ueber

ngs der Güter der Anſiedlungskommiſſion für Poſen undSeſtprengen in polniſche Verwaltung ſind viele bewährte land

wirtſchaftliche Beamte (Oberverwalter, Gutsverwalter, Wirt-
ſchafter, Aſſiſtenten, Rechnungsführer u. a.) ſtellungslos ge-
worden. Ein Teil dieſer Beamten beſitzt reiche Erfahrungen
auf dem Gebiete des Siedlungs- und Genoſſenſchaftsweſens
Gutsbeſitzern und Siedlungsgeſellſchaften iſt dadurch Gelegen

heit gegeben, zuverläſſige und tüchtige Beamte zu gewinnen.
Nähere Auskunft erteilt die ſtaatliche Fürſorgeſtelle für An e
fedler und Gutsbeamte der Anſiedlungskommiſſion, Berlin W. 9,
Königgrätzer Straße 123, Gebäude des Landwirtſchafts
miniſteriums.

Das Verdienſtkreuz für Kriegshilfe wurde verliehen dem
Landesoberſekretär Hohmann, hier, und Frau Gutsbeſitzer
Olga Dießner in Repau bei Bitterfeld.

Sein 25jähriges Jubiläum feiert am 1. April Herr Max
Diedrich, Direktor der Halleſchen Armaturen u. Maſchinen
fabrik,, A. Werneburg u. Co., Halle a. S., „Außere Delitzſcher
Straße 28/24.

Stadtgymnaſium. Am Freitag beſtanden im Sonderlehr-
gange für Kriegsteilnehmer die erleichterte Kriegsreifeprüfung
Siegfried Burchardt (Muſikſtudium), Wilhelm Grüne-
berg (Landwirtſchaft), Wilhelm Oſt (Landwirtſchaft), Otto
Ritter (Kaufmannſchaft), Hans Schmidt (Baufach)J.

Kärntner! Jn Eurem ſchönen Heimatlande ſind die ſüd-
lichen Teile in ſchwerer Gefahr, jugoſlawiſch zu werden. Die
Volksabſtimmung wird über das Schickſal eines geteilten oder
ungeteilten Kärntens entſcheiden. Es kommt auf jede Stimme
an. Schließt Euch in landsmannſchaftliche Vereine zuſammen,
um eine organiſierte Stimmenreſerve für Euer Heimatland zu
ſchaffen. Gebt umgehend Eure Anſchrift bekannt der Arbeits
gemeinſchaft Halle für die Volksabſtimmung.

Volkzswotpkſchaſt
Abdruck der mit einem verſehenen Original- Artikel und Original- Meldungen der
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenangabe Halleſche Zeitung geſtattet

Kaliwerk Krügershall, A.G. Halle a. d. S.
Der Geſamtabſatz der Kaliinduſtrie betrug im Berichtsjahre

etwa 8 Millionen Doppelzentner gegen 10 Millionen Doppel-
zentner Kali im Jahre 1918. Das Werk war daran mit
85 056,388 Doppelzentner Kalierzeugniſſe, darunter 43 564,92
Doppelzentner Kali beteiligt. An anderen Erzeugniſſen lieferte
es 147 864,91 Doppelzentner. Der Geſamtumſatzwert hat
18 299 101,659 M. betragen. Obgleich die Preiſe im Laufe des
Jahres dreimal erhöht wurden, ſind ſie noch ungenügend. Die
durch die Revolution veranlaßten ungünſtigen Verhältniſſe
haben ſich im Berichtsjahre erheblich verſchärft. Die erſten Mo
nate ſtanden völlig im Zeichen von Streiks, Arbeitsunluſt und
Mangel an Arbeitskräften. Die Nachfrage nach Kaliſalzen
konnte bei weitem nicht befriedigt werden. Der Abſatz im
Bromgeſchäft war in den erſten neun Monaten wenig zu
friedenſtellend, in den letzten drei Monaten ſetzte aber eine große
Nachfrage ein. Die Erzeugnis von Siedeſalz war un-
günſtig beeinflußt; die Nachfrage war während des ganzen
Jahres ſehr groß. Das Werk war nicht in der Lage,
alle Aufträge entgegenzunehmen. Es iſt auf
Monate hinaus ausverkauft. Von größeren Störungen war der
Betrieb verſchont. Der Vortrieb der Strecke zur Verbindung
des Schachtes der Geſellſchaft mit dem der Gewerkſchaft Salz-
münde konnte aus Arbeitermangel nicht weitergeführt werden,
da der Abraum von Kali im Jntereſſe der Volksernährung not
wendiger war. Ueber die Bilanz iſt zu bemerken, daß die Ab-
ſchreibungen auf Konto „Rücklage für Erneuerung der Anlagen“
höher bemeſſen ſind, als im Vorjahre. Der winn betrug
8 253 117,83 Mk. Nach Abzug der Abſchreibungen in Höhe von
2712 738,834 Mk. uſw. bleibt zuzüglich eines Vortrages aus
1918 ein Reingewinn von 4638 847,67 Mk., aus dem 4 Prozent
Dividende und 21 Prozent Superdividende ausgeſchüttet werden
ſollen. 2418 014,83 Mk. kommen als Vortrag auf neue Rech-
nung. Jn der Bilanz erſcheinen auf der Aktivaſeite die Schacht
anlagen mit 705 427,13 Mk., Beteiligungen mit 6 796 487,59 Mk.,
Außenſtände mit 8674 651,63 Mk. Dieſen Poſten ſtehen auf der
Bafſivaſeite die Kreditoren mit 1130 209,16 Mark, die
Fücklage für Erneuerung der Anlagen uſw. mit 850 000 Mark
gen über. Der Geſchäftsbericht ſagt, daß die Entwicklung der
Helindaftrie im laufenden Jahre in der Hauptſache davon ab
nene ſein wird, wie ſich die Materialienbeſchaffung geſtaltet
nern o die Werke von Ausſtänden und ſonſtigen Arbeiter
neuen erſchont bleiben. Ein großer Bedarf an Kaliſalzen
t m allen andern vorhanden und ſomit ein guter Abſatz ge
miirſetten. Nötig iſt, daß die Arbeitsleiſtung ſich ſteigert,
mm i ſener S die Entwicklung der Kaliinduſtrie nicht
u Gerfiürnenz euer Seſetze geſtört und beunruhigt wird.

An eſſen Ausführungen des Deſchäftsberichtes machte
Saaihieäna Saäaweisgut in der geſtrigen Generalver-
emg et den Stimmen vertreten waren, folgende
San De Arfeänne der Anleihe von 2 Millionen
önmie in Monte efrennten erregt haben. Wir haben
e en nötig genannt n m t 224 Tilkonen Mark Bank-e Be er in

Dezember erfuhren. Was die Höhe eleſo fällt ſie r aus dem Rahmen der bisherigen Höhe
heraus, ſie ſtellt aber bei dem jetzigen Tiefſtand des Geldes
keine außergewöhnliche Ausſchüttung dar und ſie iſt in Wirk-
lchkeit, ſofern man die ganzen Verhältniſſe der Jetztzeit in Be
tracht zieht, äußerſt gering. Das Werk litt unter Arbeiter
mangel. Wir haben verſucht, durch Heranſchaffung von Ver
pflegung und Ausgeſtaltung der Wohngelegenheit den Arbeitern
ein angenehmes Daſein zu geſtalten, aber nur unfer alter
Arbeiterſtamm hat das anerkannt, die meiſten wollen gar nicht
ſeßhaft werden, woraus der große Zu und Abgang der Leute
zu erklären iſt. Die Arbeitsleiſtung dieſer Leute iſt ſehr
gering. Nur unſere eingeſeſſenen Arbeiter, die im Gedinge
arbeiten, haben Teil an der guten Produktion. Jm kommenden
Jahre wird mit einer weiteren Erhöhung der Ausgaben zu rechnen ſein. Die Löhne, die Ausgaben für Kohlen
uſw. dürften eine neue Steigerung erfahren. Wir müſſen uns
mit einer Belaſtung von 4,2 Millionen ſchon jetzt befreunden.
Der neue Streik hat uns einen weiteren Betriebsausfall ge
bracht, erſt heute iſt die Arbeit wieder aufgenommen worden.
Die tüchtigſten und beſten Leute, die wir aus Süddeutſchland
herangezogen haben, kehren dem Werk den Rücken, da ſie ſich

nicht von einer Minderheit terroriſieren laſſenwollen. Sollten keine erdenklichen Schwierigkeiten eintreten, ſo
iſt immerhin anzunehmen, daß auch im laufenden hre mit
einem zufriedenſtellenden Ergebnis gerechnet werden ka vor
ausgeſetzt, daß Ruhe und Ordnung im Lande bleiben und daß
die die w. r I ewes Ei hüten ſollte, von

etzlichen Experimenten befrei eibt.v Die Generalverſammlung genehmigte daraufhin Bilanz und

Geſchäftsbericht einſtimmig, erteilte Aufſichtsrat und Vorſtand
ebenſo einſtimmig Entlaſtung und beſchloß zu dem beantragten
Reingewinn von 25 Prozent einen Bonus von je 100 Mk.
für die Aktie, der auch ſofort zahlbar iſt, treten zu laſſen. Auf
die Anfrage eines Aktionärs, wieviel Burbach Aktien im Beſitz
der Geſellſchaft ſeien, wurde erwidert, daß Krügershall 50 Bur
bachaktien zu eigen hätte. Die aus dem Aufſichtsrat aus
ſcheidenden Mitglieder, Friedrich Korte, Magdeburg und
Konſul Kruft Berlin wurden einſtimmig wiedergewählt. Das
Aufſichtsratsmitglied Dr. jur. Sintenis-Berlin hat ſein Mandar
niedergelegt.

Gewerkſchaft Salzmünde Halle a. S.,
Jn der Gewerkenverſammlung am 30. März erſtattete Gene

raldirektor Schweisgut über das abgelaufene Jahr Bericht. Der
Abſatz war gut, die Arbeitsleiſtung bodenſtändiger Arbeiter iſt
geſtiegen, während diejenige der neu zugewieſenen Arbeiter zu
wünſchen übrig läßt. Trotz Wohnungsbereitſtellung und an
derer ſozialer Fürſorge gelingt es nicht, dieſe Arbeiter ſeßhaft

Es mußten große Lohnzugeſtändniſſe gemacht
werden. Auch wirkte die Kohlenpreiserhöhung verteuernd auf
die Produktion ein, ein Umſtand, der allerdings durch Valuta-
gewinn aus Lieferungen an das Ausland ausgeglichen werden
konnte. Sobald die Kohlenlieferung beſſer wird, iſt ein günſtiges
Ergebnis der Gewerkſchaft ſichergeſtellt. Schwierigkeiten be
reiten die Beſchaffung der Maſchinen, deren Preiſe ungeheuer
geſtiegen ſind und für deren Lieferung die Herſteller keine Bürg-
ſchaft übernehmen können. Die von den Gewerken zu zahlende
Tantiemeſteuer wird laut Beſchluß der Verſammlung von der
Gewerkſchaft übernoenmen. Ein aus der Verſammlr geſtellterAntrag, die Ausbeute um 1000 Mk. je Kux zu erhoſen, wurde

angenommen. Ferner wurde mitgeteilt, daß für das erſte
Vierteljahr 1920 eine Ausbeute von 500 Mk. je Kux in Ausſicht
genommen iſt. Die Bilang wurde mit der obrigen Aenderung
genehmigt. Dem Vorſtande wurde Entlaſtung erteilt. Die Revi
ſoren wurden einſtimmig wiedergewählt.

Gewerkſchaft Günthershall
Der Gewerkenverſammlung am 30. März wurde aus dem

Berichtsjahr mitgeteilt, daß ſich eine langſame Beſſerung der
Produktion bemerkbar mache. Die Jnſtandſetzungsarbeiten
leiden allerdings noch unter dem Materialmangel und der ge
waltigen Verteuerung aller Materialien. Die Kohlenbelieferung
und die Wagengeſtellung iſt beſſer geworden, ſo daß, falls dieſe
beiden wichtigſten Faktoren ſich weiterhin verbeſſern, die Aus
ſichten günſtig ſind Wohlorganiſierte Arbeit aller Kräfte iſt die
Grundbedingung für das fernere Gedeihen. Jm letzten Quartal
wurden 30 000 D.-Z3. K.O abgeſetzt. Die in Ziffer 2 der Tages
ordnung vorgeſchlagenen Statutenänderungen konnten nicht ver
handelt werden, weil die dazu erforderliche Anweſenheit von
ſämtlicher Kuxe nicht vorhanden war. Die Bilanz wurde ein
ſtimmig genehmigt und dem Vorſtand Entlaſtung erteilt. Konſul
Kruft, der turnusgemäß aus dem Vorſtande ausſchied, wurde
einſtimmig wiedergewählt. Ferner ſchied Dr. Sintenis aus. Die
Rechnungsprüfer wurden einſtimmig wiedergewählt. Ferner
wurde mitgeteilt, daß für das erſte Quartal 300 Mk. Ausbeute
vorgeſchlagen werden.

Gewerkſchaft Schwarzburg
Jn der Gewerkenverſammlung am 30. März in Halle wurde

mitgeteilt, daß der Förderbetrieb noch hat ruhen müſſen, jedoch
ſeien die Jnſtandſetzungsarbeiten nunmehr erledigt und die
Ausſichten für die Zukunft günſtig. Die vorgelegte Bilanz wurde
genehmigt und dem Vorſtande Entſaſtung erteilt. Dr. Sintenis
ſchied aus dem Grubenvorſtand aus, die beiden anderen turnus-
gemäß ausſcheidenden Mitglieder, Generaldirektor Schweisgut
und Staatsrat Wißmann, wurden einſtimmig wiedergewählt,
desgleichen die beiden bisherigen Rechnungsprüfer.

Halleſche Pfännerſchaft
Infolge der unglücklichen Verhältniſſe und Zuſtände unſerer

Volkswirtſchaft iſt das abgelaufene Geſchäftsjahr auch für die
Halleſche Pfännerſchaft nicht ſegenbringend verfloſſen. Der Acht
ſtundentag, die häufigen Streiks, paſſive Reſiſtenz ſeitens der
Arbeiterſchaft haben unheilvollen Einfluß auf die Förderung und
damit auch auf die Finanzgebarung der Geſellſchaft gehabt. Die
Bilanz weiſt daher nach Abzug des Gewinnvortrages aus 1918
einen Verluſt von 5 244 698,53 Mk. aus. Jn letzter Zeit iſt er
reulicherweiſe eine Beſſerung zu verzeichnen geweſen, ſo daß
aſt die Friedenserzeugung wieder erreicht iſt. Die Jnſtand
etzungsarbeiten, die während des Krieges etwas zurückgeſtellt

werden mußten, ſind jetzt erheblich durch die hohen Preiſe der
Materialien ſehr verteuert. Dies und die dauernden Lohn
erhöhungen haben die Geſellſchaft t, am 19. Dezember
1919 eine Kapitalserhöhung um 5 Mill. Mk. auf 14 Mill. zu be

Die Herſtellung und der Abſatz von Rohkohle und
riketts iſt durchſchnittlich um etwa ein Drittel gegen 1918

zurückgegangen. Teer, Grudekoks, Preßſteine und Siedeſalz
haben einigermaßen ſich gehalten, wenn auch hier ein Rückgang
zu verzeichnen iſt. Eine Mehrproduktion weiſen lediglich die
Glashütten und Dampfziegeleien auf.

Gewerkſchaft Saale
Nach dem Geſchäftsbericht hatte die Gewerkſchaft ebenſo

unter den widrigen politiſchen Folgeerſcheinungen zu leiden, wie
a die geſamte deutſche Jnduſtrie. Arbeitsunluſt, Verteuerung
er Betriebsmittel, Kohlen- und Wagenmangel beeinträchtigten

die Rentabilität. Erſt in den letzten Monaten war infolge von
h und Preiserhöhungen eine Beſſerung zu
bemerken. Die. Beteiligung am Abſatz verringerte i von
3,7839 auf 3,6638 Tauſendſtel. Die Bilanz weiſt einen Ueber

k. auf, von dem 499 800 Mk. zu Ab-ar von 587 667,21
ſchreibungen verwendet
M 867.21 er. wird aut

der Dividende anbelangt,

ſind, der übrigbleibende Reingewinn von
neue Nechnung vorgetragen.

Aktlengeſellſchaften
Halleſche Maſchinenfabrik und Eiſengießerei. In der

am
283. März abgehaltenen Generalverſammlung wurde Geſchäfts
bericht und Rechnungsabſchluß des Brrr Veſchaſiahres
vorgelegt und beſchloſſen, eine Dividende von Proz. zu
verteilen, die ſofort zur Tun kommt. Dem Vorſtand und
dem Aufſichtsrate wurde Entla p erteilt. Jn den Aufſichtsrat
wurden Herr Geh. Juſtizrat Dr. Keil und Herr Generaldirektor
Brennecke wiedergewählt.

Fabrik land wirtſchaftlicher Maſchinen F. Zimmermann
u. Co. Akt.-Geſ., Halle. Es wird ausdrücklich darauf hin-
gewieſen, daß das Bezugsrecht auf die neuen Aktien bei Ver
meidung des Ausſchluſſes bis einſchließlich 14. April d. J. aus
geübt werden muß.

Die Kaligewerkſchaft Kaiſeroda plant in der Nähe des Bahn-
hofes Tiefenort den Bau einer großen chemiſchen Fabrik.

Thüringiſche Landesbank Aktiengeſellſchaft, Weimar. Jn der
Generalverſammlung wurde der Antrag der Verwaltung ein
ſtimmig genehmigt und die ſofort zahlbare Dividende auf 9 Proz.
feſtgeſetzt. Ein ausſcheidendes Mitglied des Aufſichtsrates wurde
wiedergewählt.

Hillewerke A.G. in Dresden. Die Generalverſammlung ge
nehmigte die Verteilung von 14 Proz. Dividende. Jnfolge der
immer noch zunehmenden Produktionsſchwierigkeiten laſſen ſich
die Ausſichten nicht beurteilen, wenn auch Aufträge reichlich vor
liegen.

Berliner Börſenberichte
Produktenbericht. Am Produktenmarkt war wiederum der

Verkehr So ſtill. Hafer wurde vielfach angeboten, die Käufer
waren jedoch nur zu niedrigeren Preiſen geneigt, Abſchlüſſe vor-

Auch Hülſenfrüchte wurden nur wenig umgeſetzt.
erradella war angeboten und nur ſchwer verkäuflich. Stroh

war bei vermehrtem Angebot nur zu niedrigeren Preiſen unter-
subreger,

Börſenſtimmungsbild. Zunehmende r kenn
zeichnete den Börſenverkehr und bewirkte teilweiſe in Jnduſtrie
aktien Abſchwächungen, die ſich aber in mäßigen Grenzen hiel-ten, und denen in ziemlich gleichem Maße auch Beſſerungen

gegenüberſtanden. Erheblicher litten Harpener, hämlich um
13 Proz., im Zuſammenhang mit der Kapitalserhöhung. Leb-
haftes Intereſſe wendete die Spekulation Petroleumwerten zu,
von denen Deutſche Petroleumaktien 21 gewannen, angeblich auf
S Deutſche Erdölaktien gewannen etwa 10.
Kolonialpapiere behaupteten ihre Feſtigkeit und waren gegen

Schluß meiſt gebeſſert. Schiffahrtsaktien waren be-
eſtigt.
leihen, bis 170 Proz., weil angeblich die Wiederaufnahme der
Zinſenzahlung und Nachzahlung der Zinſen in Ausſicht ſtehen.Deutſche Anleihen waren Lvenſo wie öſterreichiſche und unga-

riſche unweſentlich verändert.

Hafernotierungen:
Berlin, 30. März. Jnländiſcher Hafer, für 1000 kg in Markt

loko ab Speicher frei Wagen loko ab Bahn Mk.ingise Abladung ab Abladeſtationen 4080--4100. Tendenz:
ma

Berliner Metallnotierungen:
Berlin, 30. März. Preiſe für 1000 kg in Markt. Raffinade

Kupfer 2550/2600. Elektrolytkupfer 3286. Orig.HüttenWeich-
blei: 1150. Hütten-Rohzink. 1000, desgl. im freien Verkehr:
1100. Orig. Hütten-Aluminium: 4 Banca-Straits
Billton-Zinn: 10500 10700, 88 99 Hütten-Zinn:e 90 Rein Nickel 6500/6600. Antimon-Regulus: 1900.

Deviſen-Notierungen:
Berlin, 30. Mär

Geld Brief eld BriefAmſterd. Rotterd. 2702 2708. NewYork 2310
Brüſſel-Antwerp. 522,00 523,00 J Paris 497,00 498.06
Chriſtiania 1403 1406 Schweiz 1273 1276Kopenhagen 13381), 13411 Spanien 1273 1276,
Stockholm 157,340 157,660 ien (altes)

Helſingfors 407,10 407,90 Oeſterreich abgeſt. 3496 5504
talien 358,60 359,40 Prag 93,60ondon 26.70 „30 Budapeſt 37,96 3804

Im freien Verkehr wurden nicht amtlich ermittelt:
Deutsehe Werte Deutsehe Deberse e-RI. 1416

e Deutsche Schatz- Deutsche Erdöl 823.scheine VI--IX 76 Deutsehe flau5 Deutsche Reichsanl. 79,75 eutsehe Kali 4104 76. 10 Deutsche Waff. u. Mun. 447. 503 v 69,49 onnersmarkhüätte3 z 7,- Döring u. Lehrmann 167.4 Preves Koneoſs 76,50 r werke
66, Elberfelder Farben 4413 r v 63,50 Engelhard Brauerei 382.504 Charl. Stadtanl. 8999 100 Felten u. Guilleaume

4 Magdeb Stadt anl. 9106 102 Gasmotoren Deutz 245.2549 n. Sächs. landsech aft- Gebhardt u. Co. 46,
liche Pfandbriefe Gebhardt u. Köni 2914 Preuss. Centr.- Gelsenkireh. Ber 343.25Pfandbriefe 101,20 Glanziger Zuekerfbr 4904 Preuss. Hypot.-Banxk- Hallesche Masch.-Fabr. 650
Pfandbriefe 1911 105,00 Hann. Masch.

4 Dessauer b Harpener Berg 361,4 v Ergr i e 410,Ausland. Worte eher Tor r4 Oesterr. Kron.-Rente 37.00 r W Stahi
Lngar. e 72 Hohenlohe- Werke 241304 Ungar. Kronen-Ren 42.50 Humboldt-Masen. 26-

Fisenbahn-Aktien: rFalberetadt Blankenb. I1s 25 a her
alle et ter Körbisä. Zueker- Art.Schantungbahn 635. Kytlhäuserhütte esAüig. Vokal-Str anGr. Berl. Str. 143, r eMagaeburger s PLanrahütteLux. Prinz Heinrich. -B. Lingel. Erfurt uOriontbahvn zu o ieſe u Hetman 540Scechiftahrts- Akt. Ludwig Loewe n. Co. 403

n auneginanarösreg 455,nsa- schi aschinenfabr. Buekan 26200Nordd. Lloyd 175 50 Obersehl. Bisenb. Bed. 25225

Dur 33 Heg. zank für r. wo 0. okswerke rBerl. Handelsges. 1210, Orenstein u. Koppel 345,Comm u. Diskontobank 177. Phönix-Bergb. 496,90
Darmstädter Bank 142.00 Rhein. Metall-Vorz 312,Dess. Landesbank Rhein. Stahl warenDenutsche Bank 314.50 Riebeok. Montan
Diskonto-Comm. 226. Rombacher Höütten 363Dresdner Bank I189,50 itzer Braunk. 320Oredit-Anst. Lei 178, Rositzer Zueker 2466,Mitteld. Kreditban 140, Sangerhäuser Maseh. z

D Privat-Bank Hugo Schneider u. Co 360Nationalbank 143. huekert u. Co. 12302
Oesterr. Kredit 12,00 Siemens u. Halske 399Reichsbank 153.59 t tettin ulkanIndustrie- Aktien Stollberger 2nrh. 5767
Schnuitheiss- Brauerei 288, Strals. Spielkarten 35200
Akt. t. Anilin 382. Terra“ Samen-A.- G. 314,Ailgem. Rlektr.-Gee. 410,50 Pale Bigenbütte, 560
Ammendorfer Papierf. riptis- Akt. Ges. 292Anhalter Kohlenw. 318. Türkische Taba 5 1265Annaberger Steingut 340, Ver. Köln-Rottweil 380
Badisehe Anilin 572 Glanzatoff Elberf. 27Borgmann Elekt. Akt. Wegelin u. HübnerBerl. Masch.- Bau 389. Werseh.- Welssenf. Brk. 664
Bismarckhütte 435.50 Westeregeln-Alkali 725.Bochumer GuBeta hl 367 ittener Gubss /80.50Qhem. Fabrik Bnekan 7 Wrede-Mälzerei 142.hem. Griesheim 330.50 Zeitzer Maseh. 40475
S räee Pohaix e n ur r S Otavi-Minen taimler-Motoren 2 wattDenutsoh-Lauxemburg 337. Denen

Hauptſchrifleiter 3477. Bsöettcher.
BSorantwortich füe Pehuk: Helmut Böttcher: für volitiſche Nachrichten, Voſce
wiriſchaß und Sport Hans Heiling; Ar den geſamten übrigen redatienelch

Tell: V. Erich Selkheim.
Angelgenteil: Paul Lerſton; mich in Halle a. G
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verfaſſungswiörige Kationalverſammlung

d g 30. ä mr
v r dene Forhebe n a n einer e rklärung

r Regierung.
abg. Dr. Düringer (Dtſch.-nat.):

Si v ir, daß ich im Verfaſſungsausſchuß mitter re und h e 51 wiederholt in letzter Zeit Ver
a ung genommen habe, für die Verfaſſung einzutreten,
nentlich auch die verfaſſungsrechtlichen Be
ken geltend zu machen, die gegen di enen uerge ſetzgebung vorliegen. Jch habe davor gewarntrei er Perfaſſune leben iſt ein ſehr zartes Pflänzchen,

hen größter Schonung und ſorgfältiger Behandlung bedarf, wenn

ſtark und ß werden ſoll. Sie können ſich denken, was es
riſt dieſer meiner Stellung für einen Eindruck auf mich machte,
zu Dich am Morgen des 18. März durch ein Extrablatt die Nach

t bekam, daß Kapp ſich zum Reichskanzler und Präſidenten des
m ußiſchen Miniſteriums ernannt, daß er die Nationalverſamm-
han aufgelöſt habe und daß die derzeitige Regierung
ein Wilohen ſei. habe aus meinem Herzen keine Mörder
ſoll be gemacht. Als ich unmittelbar nach meiner Kenntnisnahme

r Dinge vor dem Brandenburger Tor die Abgeordneten
der äcking und Gothein ſprach, habe ich dieſen Herren

Jies über mein Urteil über das Unternehmen in einem einzigen
bis z ausgeſprochen, nämlich daß die Dummheit immer

men größte -Todſünde ſei. Die unglückſeligen Folgen des
dem RNärz wurden und werden
72 in parteipolitiſchem und yarteitaktiſchem Sinne
beſe t gegen uns ausgebeutet. Bei der Beantwortung der Rechts

x nehme ich dieſelbe Kritik für mich in Anſpruch, die mir in
er langjcchrigen Tätigkeit als Richter nicht nur Lebens
gabe, ſondern zur zweiten Natur geworden iſt.
6s iſt eine alte, ſpeziell demokratiſche Erkenntnis, daß

Idet: uck Gegendruck erzeugt und daß zum Ausgleich der
mnung, die nicht rechtzeitig gelöſt wird, eine Exploſion erfolgt.den itio z gilt auch von den politiſchen Dingen.

ſoll die Regierung ſteht feit Monaten mit der
ſhloſſ,enen Verfaſſung nicht im Einklang,

and r wahr! vechts), wenn ſie ſich ſtützt auf die Mehr-
ſchen t der Nationalderſammlung. Die Natehen lung hat aber ihre Aufgabe mit Abſchluß des Friedensver-
rden s und Schaffung der Verfaſſung im weſentlichen beendet,

e war nunmehr ihre Aufgabe, ſchleunigſt diejenigen Geſetze
ſtützt zubringen, die zum Jnslebentreten der Verfaſſung un
Brief ingt notwendig waren. Das war das Geſetz über die Wahl
chung Keichstag, das Geſetz über die Wahl des Reichspräſidenten
wor das Geſetz über das Verfahren beim Volksentſcheid und

h ten zbegehren. Wenn die Nationalverſammlung dazu noch ein
es wichtiges Geſetz hätte regeln können, ſo hätte man daran

erung en Anſtoß genommen.
ehnen Run iſt aber die ierung und find mit ihr die Mehrheits
Kom tien gerade umgekehrt verfahren; gerade die für die
tocken je Verfaſſung unentbehrlichen Geſetze hat die National-

mmlung nicht gemacht. Das Geſetz über die Wahlen
Reichstag wurde ſchon vor einem Jahre an einem
erausſchuß verwieſen. (Hört! hört!) In dieſen
rausſchu nnte ich nicht kommen, weil ich gleichzeitig im
ausſchuß für die Grundrechte war. Dieſe beiden Unter
hüſſe ſind ſchon ſeit einem halben Jahre tätig, aber von der
keit des Unterausſchuſſes für die Wahlen zum Reichstag hat
nichts mehr gehört. Das Geſetz über die Wahl des Reichs
ſenten iſt uns erſt heute zugegangen. e
ihren beim Volksentſcheid und Volksbegehren iſt uns über
t noch nicht vorgelegt worden. Die Sozialdemokratie
m Widerſpruch mit der eben erſt beſchloſſenen Verfaſſung in
igungen darüber eingetreten, ob nicht die Wahl des
ichspräſidenten durch die Nationalver-
mlung herbeizuſühren ſei, wie aus Artikeln des „Vor

und des „Berliner Tageblattes“ hervorgeht. Alſo anſtatt
dringenden Geſetze wurden uns Fntwürfe vorgelegt, die, wie
Entwurf über das Beſitzſteuergeſetz, erſt nach Jahr
Tag, im April 1928, in Kraft treten ſollben. (Hört hört!)
ko ergab ſich für jeden ganz offenſichtlich, daß bei der Re
g und den Mehrheitsparteien der Wunſch beſtand, dem
ke ſeine verfaſſungsmäßigen Rechte nicht
verſchaffen, ſondern ſie im Gegenteil ihm vorzuent-

mm und zu verkümmern, mindeſtens ihre Ausübung hinaus-
ieben. (Sehr richtig!)) Es geſchah nennen wir das Kind
al beim rechten Namen

aus Furcht vor den Wahlen.
de beiden Rechtsparteien die bekannte Interpellation wegen
Reichstagswahl einbrachten, geſchah dies keineswegs aus
taktiſchen Gründen. (Sehr richtigl) Beweis ür iſt,
ehe wir die Jn ation einbrachten, der Vorſitzende

er Fraktion Graf Poſadowsky und Dr. Heinze
ſam beim Reichskanzler Bauer vorſtellig wurden. Wenn
Vorſtellung Erfolg gehabt hätte, dann wäre unſere Inter
on unterblieben. Zu Beginn dieſer Unterredung erklärte
Poſadowsky ausdrücklich, er komme nicht als Parteimann,

ndle ſich um keine Parteiſache, ſondern er gebe nur ſeiner

ch t 7deeiner

n vertröſtet

les hint
RReyhrheit.) veid e i
et iſt Wille da, bie Neutvahl oll ſtatkfinden,e möglich. Hoffentlich wegen Reich tsparteien

i lag erleiden. Wir wollen die ſo ſchnell
n ſozialdemokrakkſcher Mnſſter oder Unkerſtagtsfekretän
ſchnellen r kam man das nicht alles be

Das Geſetz über das

die Beſprechung der Regierungserklärun
über die Stellung der Partei 3

Beilage zur Halleſchen Seitung

halten ſagte mir, die Regierung habe auch ihre Geheimpolizei.
e Peglerung auch ſchon zehn Tage vorher von dem

beabſichtigten Putſch gewußt
(Hört, hört! rechts). Warum hat ſie den Parteien davon
nichts mitgeteilt? War ihr etwa der Putſch nicht
unerwünſcht? (Lebhafte Erregung bei der Mehrheit. Rufe:
Unerhört! Unverſchämt! Stürmiſche Zwiegeſpräche unter den
Parteien. Präſident Fehrenbach erklärt, daß er die Entrüſtung
über dieſe Aeußerung teile.) Wenn die Regierung zehn Tage
vor dem Putſch davon wußte, liegt da die Frage nicht nahe, daß
ihr der Putſch nicht unerwünſcht gekommen iſt? (Erneuter
ſtürmiſcher Widerſpruch.) Meine Partei iſt der Anſicht, daß das
deutſche Volk vor allem geſetzmäßiger Ordnung bedarf,
und mißbilligt den Putſch. Ein Vertreter unſerer Partei
machte dem Reichskommiſſar v. Berger Mitteilung von der
Erregung in der Reichswehr, Herr v. Berger war davon ſchon
unterrichtet. Wir haben alſo den Putſch nicht unterſtützt,
ſondern die zuſtändige Stelle auf die Gefahr aufmerkſam gemacht.
Die Herren aus unſeren Reihen, die ſich anders verhalten haben,
ſpielen in unſerer Partei keine Rolle. Herr Kapp iſt der Sohn
eines 48er Demokraten, er iſt in Neu-York geboren, das
Revolutionieren liegt ihm wohl im Blute, er
iſt erblich bela Pen et Er hat in Königsberg
ein eigenes Organ ausgegeben, er war zwar in unſern
Zentralvorſtand delegiert, hat davon aber niemals Gebrauch

Mein Fraktionsgenoſſe Tra u. b
hat ſchon am 13. März, als er ſich Kapp zur Verfügung
ſtellte, ſeinen Austritt aus der Fraktion erklärt.
(Lachen.) Traub iſt Alldeutſcher, darum für viele ein ganz
ſchlechter Menſch. Ich halte ihn nicht für einen ſchlechten Men
ſchen, aber für einen ſchlechten Politiker. Jch habe mich mit ihm
über philoſophiſche Themata unterhalten, aber politiſche Ge
ſpräche mit ihm vermieden. (Heiterkeit) Der Naumburger
Schiele hat mit meinem Fraktionsgenoſſen Schiele nichts weiter
gemein als einen gemeinſamen Ur-Urgroßvater. (Große Heiter
keit.)

Aber der Abgeordnete Schiele ſollte trotz
ſeiner Jmmunität verhaftet werden und wurde erſt
durch unſere Vermittlung befreit. Man behauptet, die rechts-ſtehenden Parteien und hre Parteipreſſe hätten

die Atmoſphäre für den Putſch
geſchaffen. Die Parteipreſſe verſchärft immer die Gegenſätze
die Preſſe der Linken iſt darin nicht um einen Deut beſſer. Die
Preſſe liebt die Senſatign. Der „Vorwärts“ hat z. B. einen
Artikel gebracht mit der Ueberſchrift: „Die Partei der
Meuchelmörder“. Sehe ich aus wie ein Meuchler?
(Große Heiterkeit.) Daß wir die Autorität der Regierung unter
graben, iſt eine veraltete Behauptung, eine Reminiſzenz aus
dem alten Obrigkeitsſtaat. Herr Hads hat noch nicht gelernt,
richtig demokratiſch und parlamentariſch zu denken. (Stürmiſche
Heiterkeit.) Jm parlamentariſchen Syſtem iſt die Regierung
Parteiregierung, und es iſt unmöglich, die Parteien zu be
kämpfen, ohne auch die Regierung zu bekämpfen. Die Atmo-
ſphäre iſt ſchon ſeit der Novemberrevolution vorhanden, die im
Widerſpruch mit großen Teilen des Volkes durchgeführt iſt. Wir
ſind unausgeſetzt bemüht, dieſe Atmoſphäre in parlamentariſche
Kanäle zu faſſen. Wir verfolgen unſere Ziele auf
verfaſſungsmäßigem Wege umd lehnen jede Gewalt-
maßregel entſchieden ab. Wir wollen mögſichſt bald wieder zu
verfaſſungsmäßigen Zuſtänden gelangen. Der Miniſter
Schiffer hat bei den Verhandlungen ebenſoviel politiſchen
Takt wie Geſchick lichkeit bewieſen, darum haben Sie ihn
abgeſägt. (Große Heiterkeit.) Durch unſere Verhandlungen
auf Erſuchen des Miniſters Schiffer mit dem General Lütt-
witz im Reichsjuſtizamt haben wir den Rücktritt von Kapp und
Lüttwitz erreicht und den Putſch beſeitigt, ohne daß es zu Ge
waltmaßregeln kam. (Sehr richtig rechts.) Weſentlich anderen
Geiſt als dieſe Beſprechungen zeigten die Erklärungen der Re
gierung fern von Madrid und außerhalb der Schußweite.
(Große Heiterkeit rechts.) Jn Stuttgart ritt der Reichskanzler
Bauer eine ſcharfe Attacke gegen die Deutſch
nationalen und ſang in der Heimat Erzbergers auf

dieſen ein Loblied als den tüchtigſten aller Finanzminiſter. Jch
bezweifle die Fähigkeit des Herrn Bauer, Erzberger als Finanz-
miniſter richtig enzuſchätzen. Er bezechnete das Urteil im Erz-
berger Helfferich Prozeß als ſchwer verſtändlich; damit ſetzte
er ſich mit dem Empfinden des deutſchen Volkes in Widerſpruch.
(Sehr richtig! rechts.)

muß
durch Parteileidenſchaft völlig verblendet

ſein, wenn man angeſichts der Beweisaufnahme dieſes Urteil
nicht verſtehen will oder verſtehen kann. Wie kann der Reichs
kanzler ſich ſchützend vor die unlauteren und un
ſauberen Machenſchaften jenes Mannes ſtellen, der
aus dem Prozeß als der eigentlich Verurteilte hervorgegangeniſt? Es gibt eben noch Richter in Berlin (Lebhafte Zu
ſtimmung rechts.) Auch in der Zeit der Revolution und
Korruption.

Der Streik iſt kein verfaſnnardhiges Mittel im politiſchen
ampf.

Der Streik iſt auch ein überaus grauſames Mittel; er trifft
Gerechte und Ungerechte, Schuldige und Unſchuldige. Jn den

Lagaretten konnten die Kranken nicht verſorgt werden, unver-
ſchiebbare Operationen konnten nicht ausgeführt werden.
Generalſtreik hatte ganz andere Ziele,
iſt, daß er noch fortgeſetzt wurde, als der Puſtch längſt zu
ſammengebrochen war. (Sehr richtigl) Der Putſch von
links wäre auch gekommen, wenn der törichte Putſch von
rechts durch Kapp nicht vorausgegangen wäre. (Widerſpruch.)
Der Putſch von rechts ſoll zum Vorwand dienen für die Durch
ſetzung der Forderungen, die ſicher auch ohne im geltend ge
macht worden wären. Dies hat auch Jhr Parteigenoſſe Auguſt
Müller, Staatsſekretär a. D., in einem Zeitungsartikel beſtätigt.
Jn der Preſſe der Linken wurde vielfach verlangt,

volle Strenge gegenüber den Hochverrätern
walten zu laſſen, es wurde das disziplinariſche Verfahren gegen
alle Beamten, die ſich der pſchen Regierung zur Verfügung
geſtellt haben, es wurde r e aller reaktio
nären Elemente durch geſinnungstüchtige Republikaner, auch in

Der
Der beſte Beweis dafür

der Reichswehr verlangt. Auch von einer geiſtigen Maß
regelung der Jugend auf unſeren Hochſchulen iſt ge
ſprochen worden. Das erinnert an die Zeit der Reaktion in den
dreißiger und vierziger Jahren des vorigen Jahrhunderts,
Metternich redivivus. Die einzige demokratiſche Maßreg
auffälligerweiſe völlig vergeſſen, jedenfalls nicht erwähnt
worden, nämlich, das Sie ſelbſt verfaſſungsmäßig regieren.
Hätten Sie das getan, hätten Sie die Wahlen im Frühjahr ſtatt
finden laſſen, der Putſch wäre nicht gekommen. Jeder wider
rechtliche Druck erzeugt Gegendruck.

Jch weiſe darauf hin, daß bei dieſer Kataſtrophe
digeh als Sthhe der Verſahune eewahet

Mittwoch, den 31. März 19 20

Deutſchnationale Stellungnahme gegen die Regierungserklärung
g wird fortgeſetzt Der deutſchnationale Abgeordnete Dr. Düringer
u Kapp Der Reichskanzler zur Kriſis im Ruhrgebiet

liner Reichsregierung dem erſten Anſturm wich und en anderen
Hauptſtädten Schutz ſuchte, waren die Landesregierungen der
ruhende Pol in der Erſcheinungen Flucht (Widerſpruch), wäh
rend die Reichsregierung der ſpringende Punkt
war. (Heiterkeit.) Es iſt doch gut, daß Berlin nicht Deutſch
land iſt und daß die Geſchicke des deutſchen Volkes nicht lediglich
von den Stimmungen in Berlin abhängen. (Sehr richtig!) Wer
die Verwirrung und die Kopfloſigkeit der letzten Tage hier er-
lebt hat, der müßte ſonſt ver zweifeln an der Zukunft
des deutſchen Volkes. (Sehr richtiglh) Jn demokratiſchen
Blättern lieſt man gelegentlich die Behauptung, die gemäßigten
Männer in unſerer Fraktion bitten, ſich über unſere
Fraktion nicht den Kopf zu zerbrechen. Wie es in
ruhigen Zeiten einmal ſein wird, das läßt ſich überhaupt noch
nicht vorausſehen. Ich würde mich glücklich ſchätzen, wenn ich
zur Herbeiführung ruhiger Zeiten etwas beitragen könnte. Wir
können uns niemals miteinander verſtändigen, wenn

der neutrale Boden der Verfaſſung
nicht wäre. Deshalb verlangt es die elementarſte ſtagtsbürger-
liche Erziehung, der elementarſte ſtaatsbürgerliche Jnſtinkt, daßdie Serſaßſem von allen hochgehalten wird (Sehr richtig), auch

von denen, deren politiſchem Jdeale ſie nicht entſpricht und die
ſeinerzeit gegen die Verfaſſung geſtimmt haben. Jch halte es
ogar für möglich, daß Ereigniſſe eintreten, die uns ohne
ückſicht der Parteizugehörigkeit zu einer

ſtaats bürgerlichen Einheitsfront zuſammenfaſſen
gegenüber allen, die glauben, daß die Verfaſſung nur ein Fetzen
Papier ſei. Jch ſage ausdrücklich Staatsbürger, nicht Bürger;
Staatsbürger ſind wir alle, mag uns die Parteipreſſe Prole-
tarier nennen oder Bourgeois. Jch ſtehe mit meinen
politiſchen Freunden auf dem Standpunkt, daß unſerem Volke
jetzt nichts nötiger iſt als Ruhe und Ordnung. Wir müſſen uns
alle gegenſeitig zu ſtreng verfaſſungsmäßiger Arbeit zuſammen-
finden. Damit iſt nicht geſagt, daß die Verfaſſung nicht der
Weiterentwicklung, der Verbeſſerung und der Vervollkommnung
fähig wäre. Aber nur auf verfaſſungsmäßigem Wege müſſen
alle ſozialen, politiſchen und religiöſen Gegenſätze ausgeglichen
werden, ſonſt gehen wir unausgeſetzten Kämpfen und Er
ſchütterungen und einem ſicheren Verfall entgegen bei dem
Mangel an ſtaatsbürgerlicher Erziehung. (Beifall.)

Reichskanzler Müller: m Ruhrgebiet, im Rhein
land und Weſtfalen iſt Erregung vorhanden, weil man
ſchroffe militäriſche Maßnahmen erwartet. Jn Der geſtrigen
Kabinettsſitzung wurde beſchloſſen, alle unnötigen Schroffheiten zu
vermeiden. Die Truppen dort ſind regierungstreu. Sie lechgen
nicht nach Arbeiterblut. Wie man in Elberfeld ſieht, iſt Blut
genug gefloſſen. Wo überhaupt Truppen in Bewegung geſetzt

en, gehen Zivilkommiſſare voraus, um aufzuklären.
Nachrungsmittel werden angerollt, denn die Lage in dieſer Be
ziehung iſt fürchterlich. Jn Elberfeld droht man von neuem
mit dem Generalſtreik. Ein gemeinſames Flugblatt beider
ſozialdemokratiſcher Parteien ſucht die unverantwortlichen Raub
e der ſogenannten Kommuniſten ins rechte Licht zu 57

rfreulicherweiſe hat die franzöſiſche Regierung zugeſtimmt,
wir zwei bis drei Wochen lang eine erhöhte Truppen
zahl in das neutrale, unruhige Gebiet ſenden könnten. Damit
haben wir eine größere Bewegungsfreiheit, und wir hoffen, daß
wir die Ruhe herſtellen können mit Hilfe der vernünſtigen
Arbeiter. Die Bedingungen des Generals Watter
ſind gemildert worden. Wir erwarten eine Entſpannung in
wenigen Tagen.
Reichsminiſter Koch: Die demokratiſche Regierung
iſt keine Parteiregierung. Zu regieren wird vielfach
von einer ſkrupelloſen Parteileitung verſucht. Unſere Schuld
wird es nicht ſein, wenn die Geſetze über die Entſchädigung der
Auslandsdeutſchen und andere nun nicht mehr von der National
vrrſammlung verabſchiedet werden können. Noch ſchlimmer iſt
es, daß die Wahlen nun gemacht werden müſſen, bevor die
Abſtimmungen in den beſetzten Gebieten beendet ſind. Der Putſch
war glänzend vorbereitet. Er ſcheiterte am Volke. Weshalb ging
die Regierung aus Berlin fort? Weil es nicht Sache der Führer
ſein bann, ſich im Auoenblicke der Gefahr vorn im Schützen
graben gefangen nehmen zu laſſen. Dieſes Fortgehen war
Kapps Verhängnis. Die Maßnahmen der Regierung
gegen die Erhebung im Weſten halten die richtige Mitte zwiſchen
der Nachſicht gegenüber denen, die nur aus Unverſtand zu lange
auf der Straße geblieben ſind, und der Strenge gegenüber denen,
die von links die Anarchie erſtreben.

Abg. Leicht (Bayr. Vpt.): Wir ſind
eder Revolution. Ob das im Ruhrgebiet Bolſchewismus

iſt, ſteht dahin. Aber er kann daraus werden. Das Ultimatum
war nötig, denn wir brauchen Ruhe und Ordnung. Aus dem
Programm der neuen Regierung begrüßen wir den verheißenen
Fortſchritt der ſozialen Geſetzgebung in der bisherigen Richtung.

Abg. Wels (Soz.): Die Herren Heinze und Hergt
hätten am 9. März ſchon das Parlament auf die Gefahr des
drohenden Putſches aufmerkſam machen müſſen. Der Putſch
war von langer Hand vorbereitet. Kapp hat lange mit
Ludendorff verhandelt und nach Generälen geſucht,
die den Mut einer Gewaltpolitik hätten. General von
Seeckt hat angeordnet, daß die Zeitfreiwilligen in
Pommern bis zum 10. April zuſammenbleiben ſollen. Die
Zuſammenſetzung ieſer Regimenter iſt eine Gefahr für die
Republik. Jch verlange ſchleunige Auflöſung. Das Ausland wirt
Verkrauen zu der deutſchen Demokratie gewinnen. Ohne
Koalition gibt es in Deutſchland keine Regierung.
Das ſei den Unabbängigen geſagt. Das heutige Kabinett wird
nur bis zu den Wahlen bleiben. Meine Partei ſtimmt dem
Arbeitsprogramm der Unahhängigen in der „Freiheit“ zu. Die
Vereinigung der ſozialiſtiſchen Parteien iſt vielleicht eine Frage
kurzer Zeit. Eine Arbeiterregierung aus Hand und Kopf
arbeitern die auf dem Boden der Repyblik ſtehen, iſt möglich.
Bepee n ſteht rechts. Er ſoll den Kampf haben bis aufs

eſſer.
Präſident Fehrenbach bittet, ſich kurz zu faſſen. Man könne

in zehn Minuten viel wirkungsvoller ſprechen, als in einer
Stunde. Es wäre doch zu wünſchen, daß die Mitglieder des
Hauſes am Gründonnerstag zu Hauſe wären. Das Haus könnte
doch kaum darunter leiden.

Abg. Behrens (Dn.): Die Rede Wels ſei einer Volksver
ſammlung würdig geweſen. Er weiſe die unbewieſene Unter
ſtellung gegen ſeine Partei entſchieden zurück. Jm Programm
des Reichskanzlers ſei die Landwirtſchaft ſehr mager weg
gekommen.

Abg. Dr. Hugo (D. Vp.) weiſt zurück, daß ſeine Partei von
dem Putſche Kapps Kenntnis gehabt habe. Dr. Maretzky habe
gehandelt auf Mitteilungen regierungstreuer Offiziere, was in
der von ihm ſelbſt beantragten Disziplinarunterſuchung zur
Sprache kommen werde. Auch der Kampf im Ruhrgebiet ſeit

inzipielle Gegner

vorbereitet geweſen. Verkleiſterte Gegenſätze nſitzen nichts.
Reichsminiſter Koch rechtfertigt das Verhalten der Regie

rung gegenüber den reaktionären Beſtrebungen in der Studen
tenſchaft. Die Reichsregierung wäre in Berlin in Schutzhaft
genommen dageblieben wäre. Nur außerhalbwenn ſie



t (A. S.) vimigt den Inhalt des Geſehes, das
ſſungsänderung bedeute.

ntrag S
Bern konke ſte ſich gum Dort der Widerſtandes gegen Kapp

Der Antrag Arnſtadt
keine S

ulgz wird abgelehnt, das Geſetz
in zweiter und dritter Leſung angenommen.

Abg. Dr. Haas (Dem.) berichtet über die Ausſchußverhand-
lungen betreffend Erteilung der Genehmi
des Abgeordneten Dr. Traub. Der Ausſchu
das Recht der Nationalverſammlung, die Jmmunität der Ab

litiſchen Delikten zu wahren, in dieſem
ſei. Eine Minderheit ſei

Abg. Warmuth (Dtſchntl.): Der Beſchluß des Ausſchuſſes be
deutet einen Bruch mit der Tradition iüber Fall Traub liege dem Hauſe
Tätigkeit Liebknechts und Traubs ſei doch nicht zu vergleichen.

Abg. Graf Dohna (D. Vpt.):
piſten keine Hinderniſſe in den Weg, aber wir wollen auch

Praxis des Hauſes abweichen.
Abg. Geyer- Leipzig (UN. S.): Wir bitten, den Ausſchußantrag

Soz.) ſtimmt
bean

Mißtrauensvotum gegen die Regrerung
hnt. Der A Löbe, von Pahyer, Trimborn,

ng, wird gegen die Stimmen
wird abgele
Billigung der Regierungserkl
der Deutſchnationalen und der Unabhängigen angenommen.

etz betreffend Aenderungen
rengeſetzes wird

Leſung angenommen. Ebenſo das Geſetz betreffend Erhöhung
der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte und das Geſetz für beſchränkte
Auskünfte aus den Strafregiſtern uſw. Das
die vorläufige Reichswehr und Marine
Leſungen angenommen.

Das Geſetz betreffend Wochen hilfe wird an einen Aus

etz betreffend Durchführung des Ein
euergeſetzes wird in allen drei Leſungen er
eſetz über den Notetat in zweiter und dritter

ebenſo das Geſetz betreffend den dritten Nachtragsetat für 1919.
Das Geſeth betreffend die Wahl des Reichspräſi-

den Verfaſſungsausſchuß überwieſen.

ne der an tat
es Konſulatsgebü zweiter und dritter e an

eſetz betreffend

in dret abſolut nicht vor. Die
ir legen der Verfolgung der

ren Thiel
nele

Abg. SchulzBr
bei der auch der Reichsk

dem Ausſchußbeſchl
tragt namentlic

r ler und mehrere Miniſter mitſtimmen.
Einige Demokraten ſtimmen gegen den Ausſchu
Dieſer wird mit 145 gegen 71 Stimmen bei 7

haltungen angenommen.
Nächſte April nachmittags 8 Uhr: Petitionen uſw.

de des ſg n das Reichswahlgeſetz.
Es folgt die zweite Beratun

wurfs betreffend die Aburteilung vonräteriſchen Unternehmungen vom März
Abg. SchulVromberg hat Inhalt der

Geſetzes nichts einzuwenden,
gen den materiellen
antragt aber, die Abſtimmung

Formen vorzunehmen, die für eine Verfaſſungsänderung

rochen, daß das Geſetz

iſt derſelben Meinung.

Ein der Nationalverſamml vorgelegter
ſieht. die Verlängerung der Gültigkeit der Geſetze über die vor
läufige Reichswehr und die vorläu
am 81. März außer Kraft treten müßten.

vorgeſchrieben ſind.
Regierungsſeiti

eine Verfaſſungsän
Abg. Beyerlein (Bayr. Vpt.

Miniſterpräſident Brauns Antrittsrede
Preußenparlament

Berlin, 30. März.
Das Haus und die Tribünen find ſtark beſſ
Präſident Leinert: Seit unſerer letzten Zuſammenkunft
Furchtbares ereignet. Am 13. März hat der Generalland-

aftsdirektor Kapp, unterſtützt von meuternden Offi-
eren, ſich in den Beſitz der politiſchen Macht

n Willen des Volkes iſt das Verbre
der Bürgerkrieg hat furchtbare Opfer

iſt leider noch nicht zu Ende. Fch fühle mich verpflichtet, allen, die
am Sturze der verbrecheriſchen Regierung mitwirkten, zu danken

die fie der deutſchen Republik bewahren.
fter Beifall.) Für das Vorgehen der Kapp und Genoſſen gibt

es kein Beiſpiel. Schnell und wirkſam muß die Beſtrafun
ein. (Lebhafte Zuſtimmung.) Den Mitgliedern des Hau

Eintritt in das Haus mit Gewalt verwehrt worden. Jch habe
ſtellt. Jm Namen der Landesverſamm-

interbliebenen im Bürgerkrieg
(Die Mitglieder erheben ſich.) Die

erſammlung fordert von der Regierung, daß ſie alles tut, um
Wiederholungen ſolcher Gewalttaten freventlichen reaktionären
Machthungers zu verhindern

Geſetzentwurf
wird dem widerſp

rung bedinge. fige Reichsmarine vor, die

an auptausſchuß. Ebenſo der Antriag Gräf
rankfurt (Soz.) betreffend die einſtweilige Regelueng des Haus

1920 und betreffend die Aenderung des
die Entſchädigungen für die Mitglieder der Landes

Dann tritt das Haus in die Ausſprache über die Rede
des Miniſterpräſidenten ein.

Abg. Wildermann (Zentr.):
Revolution für ein Verbrechen. Zwiſchen

ührern der Roten
Sehr richtigl)

wieder hochbringen.

lts für 192

Grundſätzlich halten wir jede
appLüttwitz und den

iſt kein großer Unterſchied.
Nur die Koalitionspolitik kann das Vaterland

(Beifall im Zentrum.)
Miniſterpräſident Braun: Jch muß die

Regierung von den Plänen der Pukſchiſten im voraus unter
richtet geweſen ſei, als unrichtig zurückweiſen. Die Deutſch

offen bereit erklärt, mitzuarbeiten mit den
der Verrat, dann arbeitet die

ſetzt. An dem
en geſchei-

fordert und
im Ruhrgebiet

tung, daß die

e ne er nicht, dann
Standſuntt (Sehr richtig!

Kbg. Her gt (Dtſch.-nat.):-
Der Schwerpunkt der Erörterung über die letzten

liegt im Reiche. Die Vorgän
nen hier mit Grün d

ht ſte

Strafantrag bei der Mehrng ſp
iviliſten Teilnahme aus.

Vorgänge
nd aber ſo ernſter Natur, daß
keit beſprochen werden

Der KappPutſch
bereits endgültig erledigt, weil er don vorn
loſigkeit verurteilt war. Den V en

ng aber eine gewiſſe Leidensnacht unſeres Volkes voran.
chauen vor uns eine völli
olitik vorSehr richtigl rechts.)

(Lebhafter Beifall.)
erſten Gegenſtand der Tagesordnun

taatsminiſter teile ich mit,
Miniſterpräſidenten Hirſch ein Schreiben

s Staatsminiſterium
gegen

v

Berufung dervon dem bis war am 17. Merein zur Ausſiveränderten nein reicht.
enten und Miniſter

Braun berufen.
eine und Südekum.

Verhältniſſe
zum Miniſter

der Landwirtſchaft
Es ſcheiden aus die Miniſter Hirſch,

Sie haben in ſchwieriger Zeit die
fte übernommen. Namens der Landesverſammlung (Rufe

nabh. Soz.: Nein!), alſo namens der überwiegenden Mehr
der Landesverſammlung, ſpreche i

iniſtern lebhaften Dank aus.
Miniſterpräſibent Braun

habe die Ehre, dem Hauſe das neue Kabinekk vor
aus geſchiedenen Miniſtern ich auch

des Landes aus. Das deutſche Volk und ſeine Wirtſchaft
gleichen einem Schwerkranken. Unter unſäglichen Mühen gelang

am auf den Weg der Geneſung zu
tückfall. Ein Dolchſtoß in den Rücken

traf das deutſche Volk, geführt von Verbrechern und Frregeleite-
Die Hochverräter bemühen ſich, die Schuld

Dieſes falſche Spiel, das beſonders
von der deutſchnationalen Preſſe betrieben wird, muß durchkreuzt
werden. Die Deutſchnationalen werden das Kainszeichen des
von ihven Parteigängern erneut entfeſſelten Brudermordes ni

die Urheber dieſes Unglü
eingeſchritten werden. Verſtändnisvolle Milde kann nur gegen
die Jrregeleiteten walben. Beamte, die die Hochverräter bewußt
unterſtützten, ſind ohne Nachſicht auszumerzen. Durch den

Bolſchewiſtenſchreck,
den die Staatsſtreichler an die Wand malen, laſſen wir uns nicht

Rechte und linke Bolſchewiſten liegen auf der Lauer,
Republik an die Gurgel zu ſpringen. Den Bürgern

im Weſten, die ſich zum Schutze der Verfaſſu
erhoben hatten, rufe ich zu: legt die Waffen nieder; die Republ

ie Demokratie kann ſich weder von rechts noch von
laſſen. Das Volk hat ein wuchtiges Be

kenntnis zur Republik und Demokratie abgelegt.
Jn Treue und Ehrfurcht
Schutze der Verfaſſung ihr

e Kapitulation unſerer
der bolſchewiſtiſchen Bewegung.

eutſchnationalen haben das aller
größte Jntereſſe daran, das Gewebe von Unwahrheit, Entſtellung

erreißen. Sehr richtigl rechts.
Deutſchnationale Volkspartei

t bedauerlich, da

Man kann die
Putſch identi-

der Miniſterpräſident das Wort
ch gebraucht hat. Am 13. März

3 eine amtliche Bekanntmachu
hervorgeht, daß die Regierung über die Abſicht

in der aber auch fe
echtsparteien mit dieſer ganzen

das Geringſte zu tun
wiederholt programmatiſch er
ſame Aenderung der Verfa

General von Lüttwi
er war geholt worden von den

tiefſter Sorge handelten. (Lachen links.) Wir haben in unſerer
oklamation vom 9. März wiederum erklärt, i
iederherſtellun
mmenfaſſun

und Lüge zu

zieren. Es
eutſch nationaler

erſchien im W. T. B

ügend wußte,
ufruhrſtellung nicht

atten. (Hört! hörtl) Wir haben
den Kranken ſehr lanbringen. Da kam der jähe ſung entſchiedenhat ſich nicht vorverurteilen.

ten. (Sehr richtigl)
der Regierung zuzuſchreiben.

mitarbeiten wollen und die Zu
(Lachen.) Es iſt richti

teilzunehmen, a
uſes von der Be

nicht in der Lage,
auſes beſonders zu ver
aum kernnte. Von dieſer

nichts gewußt. Jn dieſer Zeit iſt
Parteitaktik

der Ordnung
aller Kräfte anſtrebten.

aß wir es abgelehnt hatten, an der Sitzu
es ſich um die Befreiung des Abgeordneten

g handelte. Jch war auch
app gegenüber die Forderung

e J c e dem 18. Märzusſchußſitzu en wirr Parteipo litik
chaden des Vaterlandes gemacht worden. (Sehr

richtigl rechts.) Auf Seiten der Regierung und der Mehrheits
parteien liegt ein großer Teil der

Wir haben die Regierun
kommiſſar, für Ruhe und Ordnung
ſich entſpinnenden Ereigniſſe hingewieſen.
Regierung hat einem wahr
Glauben geſchenkt oder ſich

Unerbittlich muß

und Arbeitern chuld an den jetzigen Zubeſonders den Staats
its am 8. März auf die

(Hört! hört!) Die
eitsgetreuen Bericht aber keinen
eicht darüber hinweggeſetzt. Nun

wird uns der Vorwurf gemacht, daß ſich Anhänger der Deutſch
nationalen Volkspartei, wie
an dem Putſch beteiligt
Jagow, Keſſell)
in der Partei geweſen. Man kann unmöglich ſagen, die ganze
Partei ſtehe hinter dem Put
naler Beamter haben der Ver

gehalten und an dem
ſt das

Kapp Unternehmen geſcheitert.
chts.) Dieſer alten Beamtenſchaft ſind wieder

n ausgeſtellt worden.
efallen laſſen müſſen, daß wir unſererſeits unterſuchen, ob
ie Schuld bei der anderen Seite liegt. (Andauernde Unruhe

Ueber unſeren Standpunkt

i ichert. Dw.
denke ich der Kämpfe
eben gelaſſen haben.

aſſungsmäßigen Regierung die Treue bewahrten. Zu
ſt die Verzögerung der Beſoldun

Putſches. Die Regierung wird ſich nunmehr um ihre ſchnellſte
Die neuen Gehaltsſätze werden unbedingt

Kraft bis 1. April bekommen müſſen.
Arbeiter und Angeſtellten, die durch die Wucht der wirtſchaftlichen
Waffe die Putſchiſten niedergeſchlagen, haben Anvecht

ü orderungen. Die Regierung wirdeinſetzen. Jetzt gilt es, Ruhe und Ordnung zu
Die vorhandenen Lebensmittel müſſen rückſichtslos er

aßt und verteilt werden. Die Schieber und Wucherer werden
chärfer angefaßt werden.

die der ver nd Dr. Schiele,Ludendorff,
ind ſtets Einſperrer

sreform infolge des
raub und Schiele

underte deu
entſprechend

iderſtand der
ur alten Re
eamtenſchaft

hr
lt Ehrenerklärun Man wird ſich ſiſt die Steigerung der

Dazu brauchen wir eine großzügige Landeskultur.
Auch die Wohn ungsreform bedarf der raſchen Löſung. Feſt
auf dem Boden der Reichseinheit ſtehend, werden wir

verwaltungstechniſche Reform in die Bahn
igkeit der einzelnen Provin

unſeres Stagtsweſens
demokratiſche Grundlage geſtellt werden. Unverzüg-

die Wahlen zum preußiſch
lament ausgeſchrieben werden.
ſetzten Gebiet ihren
führen, entbiete ich herzlichen Gruß.

aben wir eine Erklärung
wir ſind an dem Kapp-Putſch wirklich unbeteiligt.

ängen gegenüber ergibt
tandpunkt, den wir gegen jede Revolution ein

es. Zuſtimmung rechts.

ßerer Selbſt Unſere Siellun
grundſätzlichen
nehmen. Wir ſind eine Partei des Re
Gelächter links.) Wir erſtreben die or

ältniſſe auf dem Boden
en wir jede Gewalt und Gegenrevolution ent

ſchieden abgelehnt und verurteilen auch die Tat derjenigen, die
den Putſch vom 13. März begangen haben.
unſerer Partei in Betracht kommen, iſt alsbald ihr Austritt ver

etzt etwas eingehend
e Schuldfrage der anderen Seite

(Stürmiſcher Widerſpruch links.) Jn den V
ab und in den Einigungsverhandlungen

ſtreiks hat die Regierung und d
rungsmehrheit durchweg eine ſehr unglückliche Hand

der Putſch durch eine
herbeigeführt worden iſt. Wir haben ſeit
parlamentariſchen Syſtems ei
gehabt. (Großer Lärm links.)

lenken. Die
allen ſeinen Gliedern

lich werden lung der Vere entſprechend hafür das Deutſchtum
darf wohl im Namen

den Nordſchleswigern Dank und Anerkennung
ausſprechen und ihnen unſeren brüderlichen Gruß

wieder zu arbeiten für die Demokratie, d
unſerem Volk eine glückliche Zukunft verbürgt. (Lebhafter anhal
tender Beifall der Mehrheit.)

Die Beſprechung der Rede wird zunächſt ausgeſetzt.

zweiter m er rn antwürfe zur UnterbringungStaatsbeamten und Lehrperſonen aus den abge
tretenen oder beſetzten Gebietsteilen, ferner zur Erweiterung
und Einſchließung des Fiſchereihafens in Geeſtem
Geſetzentwurf zur eines Nachtrags zum

roiſchen Kamp
Soweit Mitglieder

anlaßt worden.
Jetzt gilt es,

der Tage vom 13. Mär
enommen werden die aus Anlaß des Genera
er mittelbaren

er Einführun
matiſch aufgebaute Diktatur

Die deutſche Nationalverſamm

lung hat x Pandat äberſ gritten. Sie hat die Neuwahlen v.
hindert. Sie hat die Wah durch das Vo)
verhindern wollen und das Volk konnte auf dem verfaſſung

e 58 W ſ un zu r t wen en e 4it hat es abſichtlich verabſcheut, die grundlegenden Geſetzedie Volkswahlen, das Volksbegehren und den Volkberiſ Der
ſowie über den Reichswirtſchaftsrat vorzulegen. Man wo weſe
eben keine anderen Götter neben haben. m muß di
Reaktion im Volke einſetzen, und hat Angeſeßn. im Volk und Un
Heer. Und da erſchien das Schuldkonto der Regierungsmehrhe t es
und der Regierung ganz außerordentlich belaſtet. Wenn die K. komm
g. von dieſer Unruhe im Volke keine Kenntnis hatte, ſo jf ht, a
amit ihre Unfähigkeit voll und ganz bewieſen. R ebr,5 aber doch informiert geweſen. Am 10. März ſoll Gener h la g.üttwitz dem Reichspräſidenten ein Ultimatum geſte ben, gände

dem auch von der Revancheidee die Rede geweſen ſein ſoll. Ein ein neu
Regierung, die die Situation richtig überſchaut, häte es gar nich Weiſe d
zu ſolch einem Ultimatum kommen laſſen. Hätte ſie einen J der
weg gefunden, dann wäre ſicherlich aus der genzrt Sache nihun Schleſin
entſtanden. Statt deſſen erließ ſie Haftbefehle, die ſie nicht ar
führen konnte und damit mußte ſie ja die Perſonen, die ſich m
efährdet fühlten, zur Verzweiflung treiben. (ZwiſchenruVir Wirrwarr von Befehlen, die von Stuttgart kamen, wo geseicht

die Regierung ja v leicht hatte, vom grünen Tiſch aus zu be bürger
ehlen, waren ſehr geneigt, die Einigungsverhandlungen ſelbſtren Jch bezeuge das, denn ich habe an den Verhandlunge man w

von Anfang bis zu Ende teilgenommen. (Ahal und fortgeſ atiUnruhe lints.) Es waren ja auch die Herren Gothein, Streſ Ferratitmann und ihr Miniſter d dabei, als am Mittwoch abend Namen
Punkte in eine Form gegoſſen worden ſind. Sprechen Sie g. man es
Hloſt das Urteil darüber, ob verhandelt worden iſt oder nichh tun, der

ie Regierung iſt aus der Scylla in die Charybdis gekomme er ſich
durch die gewaltige rict die nun von links hereinbra waltune
Einer Linksradikaliſierung mußte rechtzeit weifelt
vorgebeugt werden, das wäre das Gebiet der Poli uweſen. Wären wir damals zu einer ſolchen Einigung (AntiſenLuimen, welchen Eindruck hätte das auch im Ausland gemagh ſondern

Aber man verſtand nicht, großzügige Politik zu treiben. J hat daUrheber des Generalſtreiks haben ſchwere Verantwortung üt vorge
nommen. 19 Punkte haben wir den Gewerkſchaften gegeben, Mehrga
von der äußerſten Linken ganz anders ausgelegt ſind als t beam

entrum. Sie werden nur Anlaß und Quellen weiterer Zwiſt Miniſter
eiten und Differenzen ſein. Das Finanzminiſterium derleider nicht mit einem ausgebildeten Fachmann beſetzt worde au

Man hat uns heute das Dauerprogramm entwickelt. Auf wel kranke 6
Dauer richtet ſich denn die neue Regierung ein Auf jeden g der ka
muß ſie eine Zwiſchenregierung bleiben. Für eine Auffaſſ Miniſter
die das, was jetzt im Ruhrrevier vor ſich geht, eine de rat tätig
Sache nennt, haben wir kein Verſtändnis. Die Mehrhe ſeinem
parteien und ihre Regierung werden anerkennen müſſen, direktor
mit der Hingusſchiebung der Wahlen und mit d dem
Verſuch, die Wahl des n d dem Volk zu nehme in de
ſchwere Fehler gemacht worden ſind. Mit dieſem Bewuß Meining
gehen wir in den Wahlkampf hinein und letzten Endes wert Der
wir ſiegen. (Beifall rechts. Unruhe e t tungen die

Jngzwiſchen iſt ein Antrag der Mehrheitspartei atene die Grklärungen der Regiert reiſt darc
vbilligt und ihr das Vertrauen der Landesverſamn zausſpricht. e3 wenn dieAbg. Limpertz (Soz.): Bei den Tfür den andern verankwortlich. (Heiterkeit.) Wir haben nur
Dokumente für ihre Schuld an dem Putſch. Die deutſche Je a
partei trifft der gleiche Vorwurf. Sie hat den Generaſſg zum Au
als ein Verbr am Volke lich e h r einden. Wir müſſen eine me Kobinetter lung an oalition

Dr. von Krauſe (D. Vpt.): Wenn der Vorrednenrdaß V den Generalſtreik verurteilen, den Schluß zieht

en Kappiſten, d fehlt ihm die Logik. Wir halten ein Ve
ür geeignete Regierungsform in Deutſche

Aber deswegen eine Revolution zu m würde keinem
fallen. Eine Klaſſenherrſchaft iſt in
gleichviel ob ſie von rechts oder von lin

Das Haus vertagt ſich. Mittwoch 11 Uhe Fortſehumg

ſei
kaiſertum fi

Schluß 835 Uhr.

Die Entſcheidungsſchlachten der Weltgeſchichte von Mare
bis Tſuſchima. Von Walter Heichen. 1915. Altenburg (S
Stephan Geibel, Verlag. Geb. 7,20 Mk. Das Buch iſt wäh
der erſten Kriegsgeit entſtanden und führt den Untertitel:
Buch vom Ringen der Völker um die Machtſtellung in
und neuer Zeit. Geſchmückt mit 12 Bildniſſen, 22 Ka
Plänen und dergleichen, bietet es dem Leſer einen kurzen
reichen Ueberblick über die Menſchheitsgeſchichte ſeit 490 d.
bis in die moderne Zeit, indem der Verfaſſer durch knappe
ſchickt zuſammengeſtellte Ueberſichten der Ereigniſſe den
ſammenhang zwiſchen den einzelnen Schlachten herſtellt
werden eingehend geſchildert, für ſie
ſetzungen angeführt, die Folgen erörtert,
Wirkungen ausgemalt, wenn die Entſcheidung in einer Sch
anders ausgefallen wäre, wie ſie nun einmal wirklich geao
iſt. Jedenfalls iſt das Leſen des Buches anregend, wenn
auch bisweilen mehr Kritik bzw. größere Vorſicht in da
hauptungen wünſchte. Aber gerade geſchichtliche Werke di iem Wiede
Art, die einem beſtimmten Gedanken dienen, ſind dankba
begrüßen. Mit der Wahl der behandelten Schlachten als
ſcheidungsſchlachten wird nicht jeder gang einverſtanden
aber das weiß der Verfaſſer ſelbſt, wenn er im Vorwort ſch

die das Schichſal„Jm Urteil über diejenigen

chen
und ähnliche Verhältniſſe. Auf Einzelheiten ſei hier nicht war es, als

Beſitz des SteingräberVerlags übergegangen. Sie a in ktragen, n

Konzert, Theater Lehrfach und Verlag und bringt

W eine Muſikbei

eine rzecke ſorgen für Unterhaltung und Belehrung.

hingewieſen zu werden. Bez
koſten

ugspr

Völkern entſchieden haben, werden kaum
völlig miteinander übereinſtimmen. Einiger der hier gewä
Schlachten wird man andere an Bedeutung voranſtellen, di
troffene Auswahl findet in den einz
fertigung.“ Der beſtimmende Geſichtspunkt iſt nicht ſtrate
Art, ſondern eben die weltgeſchichtliche
Obwohl das Buch vor allem

Steingräber Verlag in Le
Schumann als

pzig und Halle wird 2 WPern. De

Mark. des Beſſe
rden.“

achen,

werden die Vor

elnen Kapiteln ihre

Bedeutung der Schla

gentru
dar vollte, ſe

Sozialt
puziehen.
hoch, beac
chleſinge

gelegentlich auch

kinfluß z

inderen; e
pielen ſoll
dazu beiget

deimgezah

Er räiedriger
ederſenkte

agte er ge
hob drohe
das Raſſel

„Pack

Da m

i Geſchichtsfe

pflogen, u
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Unter
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